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1913.4 Finanzielle Führung

turen von jenen entfernen, wie sie im Gesetz, in den Statuten oder im Organisationsregle-
ment umschrieben sind.

Mit der gesetzlichen Ordnung verträgt sich auch eine «Delegation nach oben» grundsätz-
lich nicht. Zwar liegt die Versuchung nahe, dass sich nachgeordnete Organe für «heikle» Ent-
scheidungen eine Rückversicherung bei der Generalversammlung einholen wollen. Rechtlich 
liesse sich wohl noch begründen, dass in einem solchen Fall die aktienrechtliche Verantwort-
lichkeit das zustimmende übergeordnete Organ vollumfänglich (und nicht reduziert auf Aus-
wahl, Instruktion und Überwachung) trifft und sich das nachgeordnete Organ exkulpieren 
kann.

Auf keinen Fall können Geschäftsführungsentscheide an die Generalversammlung «delegiert» 
werden, da damit die zwingende aktienrechtliche Kompetenzordnung verletzt würde. Kon-
sultative Abstimmungen in der Generalversammlung können daher nur den Verantwortlich-
keitsansprüchen von zustimmenden Aktionären, nicht aber jenen von Gläubigern entgegen-
gehalten werden.152

3.4	 Finanzielle Führung

3.4.1	 Die finanzielle Gesamtführung des Unternehmens

3.4.1.1	 Die Bedeutung der finanziellen Führung

Die Bedeutung, die der Gesetzgeber der finanziellen Führung des Unternehmens beimisst, 
ergibt sich daraus, dass er dem Verwaltungsrat in Art. 716a Abs. 1 Ziff. 3 OR die Ausgestal-
tung des Rechnungswesens, die Finanzkontrolle sowie die Finanzplanung als unübertragbare 
und unentziehbare Aufgaben explizit zugewiesen hat. Der Verwaltungsrat muss die damit 
zusammenhängenden Tätigkeiten zwar nicht selber erledigen; er trägt jedoch die Verantwor-
tung dafür, dass die entsprechenden Aufgaben in der Gesellschaft wahrgenommen werden.153

Die explizite Nennung der Verantwortung des Verwaltungsrats für den Bereich Finanzen – 
obwohl dies bereits mit der (übergeordneten) Verantwortung für die Oberleitung und die 
Organisation der Gesellschaft eng verknüpft ist – lässt sich damit rechtfertigen, dass die Exis-
tenz- und Zukunftssicherung des Unternehmens nur dann gewährleistet ist, wenn ein gesun-
des finanzielles Gleichgewicht vorhanden ist. Zwei Tatbestände sind es vor allem, welche 
dieses Gleichgewicht gefährden können: erstens die Illiquidität und zweitens die Überschul-
dung.154

Die Gesellschaft muss ihren Zahlungsverpflichtungen jederzeit fristgerecht nachkommen 
können. Auch dauernde Verluste kann ein Unternehmen über längere Zeit nicht tragen, da 

152  �Dazu Böckli, Aktienrecht, § 18 Rz. 124, und hinten Rz. 10.161 ff.
153  �Über die finanzielle Führung, die Buchführung und die Rechnungslegung besteht eine umfassende Spe-

zialliteratur. An dieser Stelle seien daher nur die für den Verwaltungsrat wesentlichen Punkte aufgeführt. 
Ansonsten wird auf die Spezialliteratur verwiesen. Insbesondere Behr/Leibfried, Rechnungslegung; 
Boemle/Stolz, Unternehmensfinanzierung; Boemle/Lutz, Jahresabschluss; Handschin, Rech-
nungslegung im Gesellschaftsrecht (2016); Kartscher/Rossi/Suter, Finanzberichterstattung; Meyer, 
Konzernrechnung; Volkart/Wagner, Corporate Finance; Volkart, Finanzpolitik; zur Finanzverant-
wortung des VR: BSK OR II-Watter/Roth Pellanda, Art. 716a N 15 ff.; Böckli, Aktienrecht, § 13, 
N 340 ff.; Krneta, Praxiskommentar Verwaltungsrat, N 1227 ff.

154  �Siehe dazu eingehend Rz. 3.958 ff.
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3. Pflichten des Verwaltungsrats192

sonst seine Eigenkapitalbasis (Substanz) aufgezehrt wird. Die Sicherstellung eines gesunden 
Cashflow-Aufkommens ist daher unabdingbare Voraussetzung. Das Unternehmen benötigt 
somit einerseits stets flüssige Mittel in ausreichendem Masse, und andererseits muss das Ver-
mögen der Gesellschaft stets höher sein als die Fremdkapitalverpflichtungen; das Eigenkapital 
darf also nicht aufgebraucht sein. Dem Verwaltungsrat obliegt es, dafür besorgt zu sein, dass 
die Gesellschaft ihre Verbindlichkeiten fristgerecht erfüllen kann und dass ihr die notwendi-
gen Eigenmittel erhalten bleiben.155

Die Pflicht zur finanziellen Führung gemäss Art. 716a OR muss vom Verwaltungsrat nicht 
nur im Hinblick auf das Unternehmensinteresse, sondern auch im Hinblick auf eine mögli-
che Verantwortlichkeitsklage sehr ernst genommen werden. Besonders wichtig sind deshalb 
die Überwachung der Liquidität und der Eigenkapitalausstattung.156

3.4.1.2	 Die Dimensionen der finanziellen Unternehmensführung

Die finanzielle Unternehmensführung umfasst die gesamte Planung, Gestaltung und Über-
wachung157 der finanzwirtschaftlichen Belange im Unternehmen. Sie kann nicht losgelöst 
von der Unternehmensführung betrachtet werden, weil letztlich alle strategischen Führungs-
entscheidungen auch finanzielle Auswirkungen haben. Die Unternehmensführung und die 
finanzielle Führung sind daher eng aufeinander abzustimmen.

Die finanzielle Unternehmensführung ist auf zwei Ebenen zu sehen.158 Im Rahmen der finan-
ziellen Gesamtführung legt der Verwaltungsrat – in enger Zusammenarbeit mit der Geschäfts-
leitung – ausgehend von den Unternehmenszielen die obersten Finanzziele fest. Die finan-
zielle Führung verfolgt dabei verschiedene Zielsetzungen, insbesondere: Sicherung der 
Liquidität, Streben nach Rentabilität, Sicherheit, Unabhängigkeit und Flexibilität. Diese Ziel-
setzungen stehen teilweise in Konflikt zueinander. Das Finanzmanagement im engeren Sinne, 
als zweite Ebene, hat sich um die funktionalen Aufgaben zu kümmern. Auf dieser Ebene ste-
hen Kapitalbeschaffung, Liquiditätssicherung und die optimale Anlage der finanziellen Mit-
tel im Vordergrund.

Über die finanzielle Gesamtführung nimmt der Verwaltungsrat Einfluss auf das Finanz-
management und das Finanzcontrolling. Die verschiedenen Dimensionen der finanziellen 
Unternehmensführung können wie folgt dargestellt werden:159

155  �BGE 113 II 56.
156  �Insbesondere Art. 725 ff. OR.
157  �Böckli, Aktienrecht, § 13 Rz. 341; Krneta, N 1117 ff.
158  �In Anlehnung an Volkart, Finanzpolitik, 19.
159  �In Anlehnung an Vettiger/Volkart, 908.
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1933.4 Finanzielle Führung

Finanzielle Unternehmensführung

Finanzielle Gesamtführung
VR/GL

Finanzmanagement
GL/Finanzabteilung

Strategische Finanzführung und Ausrichtung des 
Unternehmens auf die obersten Finanzziele
–	 Langfristiges Wertmanagement
–	 Vorgabe von Finanzzielen und 

Rahmenbedingungen
–	 Abstimmung von Liquidität, Kapitalstruktur und 

finanzieller Flexibilität
–	 Werttransfer an die Aktionäre (namentlich 

Dividendenpolitik)
–	 Risikopolitik
–	 Informationspolitik (insbesondere der 

Rechnungslegung)

Operative Bewirtschaftung der Ressource «Finanzen»
–	 Optimale Kapital- und Finanzbedarfsdeckung 

(Financial Engineering)
•	 durch Cashflow (Innenfinanzierung)
•	 durch Beteiligungs- oder Fremdkapital 

(Aussenfinanzierung)
–	 Liquiditätssicherung (Cash Management)
–	 Optimale Mittelanlage (Treasury)

Finanzcontrolling
Umfassendes Informationssystem (Planungs-, Entscheidungs- und Überwachungssystem) zur zentralen 
Koordination und Steuerung der finanziellen Führung, aktive Risikobewirtschaftung

3.4.1.3	 Die finanzielle Gesamtführung

Die obersten Führungsorgane – insbesondere der Verwaltungsrat – haben sich primär damit 
zu befassen, den Erfolg des Unternehmens nachhaltig zu sichern. Seine unternehmerischen 
Entscheide sollen langfristig ökonomische Werte schaffen. Nebst dieser strategischen Aus-
richtung des Unternehmens und der operativen Wertsteigerung soll auch die eigentliche 
finanzielle Führung selbst einen Beitrag zur langfristigen Wertsteigerung leisten.

Im Rahmen der finanziellen Gesamtführung stehen für den Verwaltungsrat einerseits die 
Sicherung der Liquidität, die Verbesserung der Ertragslage, die Optimierung der Kapital-
struktur und die Reduktion der Kapitalkosten und andererseits die Investitions-, die Risiko- 
und die Informationspolitik im Vordergrund. Dabei sind das Streben nach langfristiger 
Wertsteigerung, die finanzielle Wertgenerierung und die Bewirtschaftung der Unternehmens-
risiken das eigentliche Fundament.160 Auf dieser Basis sind die strategischen Investitions- und 
Akquisitionsentscheide zu fällen. Kapitalstruktur und Liquidität haben die notwendige finan-
zielle Flexibilität zu gewährleisten.

Sinnvolle Planungs- und Budgetierungsprozesse müssen dazu die notwendigen Entschei-
dungsgrundlagen zur Verfügung stellen. Sie sind aber auch notwendig im Hinblick auf den 
erforderlichen «Datentransfer» nach aussen, namentlich zu den Anteilseignern, Investoren, 
Banken und verschiedenen übrigen Stakeholder-Gruppen. Dies geschieht vor allem im Rah-
men der Rechnungslegung. Schliesslich muss sich die Wertgenerierung im (Kurs-)Wert der 
Aktien realistisch reflektieren.

160  �Siehe dazu Volkart, Finanzpolitik, 19 ff.
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3. Pflichten des Verwaltungsrats194

Angesichts der hohen Bedeutung der finanziellen Führung ist der Verwaltungsrat gefordert, 
für eine möglichst hochwertige Führungslandschaft zu sorgen. Dazu gehören insbesondere 
folgende Punkte:
1.	 Eine Verankerung des Finanzmanagements und der finanziellen Gesamtführung auf 

oberster Ebene, wobei auch der Sozialkompetenz der Führungskräfte hohe Aufmerksam-
keit geschenkt wird.

2.	 Ein gutes Zusammenspiel des Verwaltungsrats mit der Geschäftsleitung im Sinne eines 
gleichgerichteten Hinwirkens zur Erreichung der obersten Finanzziele, verbunden mit 
einem kompetenten Coaching der Geschäftsleitung durch den Verwaltungsrat.

3.	 Die Schaffung eines soliden Finanzmanagements, die Schaffung eines aussagefähigen 
Finanz- und Rechnungswesens (Ausbau zu einem Führungsmittel) und die permanente 
Verbesserung der strategischen Planung.

4.	 Die interdisziplinäre Zusammensetzung des Verwaltungsrats, wobei dessen Mitglieder 
um hohe Fach-, Führungs- und Sozialkompetenz besorgt sein müssen.

Für den Verwaltungsrat stehen im Rahmen der finanziellen Gesamtführung vier Aspekte im 
Vordergrund: a) das Wertmanagement, b) die Festlegung oberster Finanzziele und Rahmen-
bedingungen, c) die Abstimmung von Liquidität, Kapitalstruktur und finanzieller Flexibilität 
und d) der Werttransfer an die Aktionäre.161

a)	 Wertmanagement

Die oberste Leitlinie für die finanzielle Führung ist die finanzielle Wertgenerierung im Unter-
nehmen und deren Transformation in Aktionärswert (Shareholder Value), sei dies in Form 
von Ausschüttungen (Dividenden, Aktienrückkäufe usw.) oder von Kurswertsteigerungen.162

Diese Orientierung an der langfristigen Steigerung des Unternehmenswerts ist nicht nur bei 
börsenkotierten Unternehmen überlebenswichtig, sondern hat eine allgemeine Gültigkeit. 
Unternehmen, welche diesem Prinzip der Wertschaffung nicht konsequent folgen, treffen 
ökonomisch unsinnige Entscheidungen und werden mittelfristig nicht mehr in der Lage sein, 
die finanziellen Mittel für betriebsnotwendige Investitionen aufzubringen.

Im Sinne einer guten Corporate Governance richtet der Verwaltungsrat die finanziellen Füh-
rungsgrundsätze primär auf die langfristigen und nachhaltigen Unternehmensinteressen 
(und damit auf Aktionärs- resp. Eigentümerinteressen) aus. Entsprechend stellt er sich perio-
disch die Frage, ob seine Entscheide und deren Umsetzung Werte für die Aktionäre schaffen.

Inwieweit neben den Interessen der Anteilseigner (Shareholder) noch die berechtigten Inter-
essen der anderen Stakeholder zu berücksichtigen sind, ist eine Frage, die oft zu polemischen 
Diskussionen führt. Es kann langfristig den Aktionären durchaus dienen, wenn berechtigte 
Interessen anderer Stakeholder ebenfalls berücksichtigt werden. Beispielsweise kann es lang-
fristig den Wert des Unternehmens erhöhen, wenn durch verschiedenartige Massnahmen, die 
zwar kurzfristig Kosten verursachen, die Motivation der Mitarbeiter gefördert wird. Oder: 
durch eine faire Steuerpolitik kann das Unternehmen nicht nur die Akzeptanz in der Öffent-
lichkeit erhöhen, sondern sich langfristig die Chancen für gute wirtschaftliche Rahmenbe-

161  �Vettiger/Volkart, 909; Erny, 191 ff.
162  �Volkart/Wagner, Corporate Finance, 43 ff., mit Verweis auf den legendären Artikel von A. Rappa-

port, Creating Shareholder Value. The New Standard for Business Performance (1986); Erny, 191 ff.
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1953.4 Finanzielle Führung

dingungen schaffen, die sich letztlich wieder in einem höheren Unternehmenswert nieder-
schlagen.

Nachhaltige finanzielle Wertgenerierung erfolgt dabei über die drei Bereiche: Wachstum, 
Kosteneffizienz und Kapitaleffizienz.

Erfolgreiches Wachstum stellt die Grundbedingung für Werterhaltung und Wertsteigerung 
dar. Dabei ist stets zwischen internem (organischem) und externem (akquisitionsbasiertem) 
Wachstum zu unterscheiden. In beiden Wachstumsbereichen haben Geschäftsleitung und der 
Verwaltungsrat die finanzielle Werthaltigkeit von Investitions- und Akquisitionsentscheiden 
systematisch zu analysieren. Die Ausrichtung auf langfristige Wertgenerierung zugunsten der 
Aktionäre verlangt eine laufende Beurteilung des Einflusses neu zu schaffender Geschäftsfel-
der, Bereiche und Akquisitionen, aber auch der bestehenden Geschäftsbereiche im Hinblick 
auf die Steigerung des Unternehmenswerts. Dabei sollten die Prozesse, Verantwortlichkeiten 
und Kompetenzen, sowie der Einsatz standardisierter Instrumente (z.B. Konzepte des Econo-
mic Value Added (EVA), ROI-Konzepte, DCF-Analysen, Investitionsrechnungen, Unterneh-
mensbewertungen) systematisch zur Anwendung gelangen.

Die Forderung nach Wertgenerierung verlangt eine Kosteneffizienz in allen operativen Pro-
zessen des Unternehmens. Dabei ist in jedem Fall für ein gesundes Kosten-Erlös-Verhältnis 
zu sorgen, damit eine der finanziellen Zielsetzung entsprechende operative Gewinnmarge 
erreicht werden kann.

In Bezug auf den optimalen Einsatz der knappen Ressource Kapital verlangt die Ausrichtung 
an der langfristigen Unternehmenswertsteigerung Kapitaleffizienz. Dies bedeutet einerseits 
einen optimalen Einsatz des knappen Kapitals im Anlage- und insbesondere auch im Umlauf-
vermögen, zum andern geht es um eine möglichst kostengünstige Beschaffung des Kapitals.

Der Verwaltungsrat stellt sich daher periodisch die Frage, ob die finanziellen Führungsinstru-
mente umfassend und konsistent auf die Wertgenerierung ausgerichtet sind und ob genügend 
Kenntnis der Bewertungs- und Kapitalkostenkonzepte im Verwaltungsrat und im Unterneh-
men vorhanden sind, um diese Instrumente wirkungsvoll einzusetzen.

Bei börsenkotierten Unternehmen kann die Kursentwicklung als Indikator für den Erfolg des 
Unternehmens und der Arbeit des Verwaltungsrats herangezogen werden. Bei nicht kotier-
ten Firmen empfiehlt es sich, periodisch eine Unternehmensbewertung vorzunehmen und 
damit den Wertzuwachs zu messen. Namentlich bei erfolgsabhängiger Entschädigung des 
Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung können durch eine jährliche Ermittlung des Wert-
zuwachses (nach vereinbarten Kriterien, die kontinuierlich angewendet werden) unliebsame 
Diskussionen verhindert werden. Zu beachten ist, dass Unternehmenswachstum (im Sinne 
von Umsatzwachstum, Firmenakquisitionen etc.) nicht zwingend den Wert des Unterneh-
mens an sich steigert.

b)	 Festlegung oberster Finanzziele und Rahmenbedingungen

Die wertorientierte Denkhaltung widerspiegelt und konkretisiert sich in der Festlegung 
der obersten Finanzziele (Rentabilität, Sicherheit, Liquidität, Unabhängigkeit und Flexibili-
tät). Da diese Ziele teilweise konträr zueinander stehen, ist eine gründliche Auseinanderset-
zung zur Festlegung der Grundsätze unumgänglich. Dabei ist auch eine Abstimmung mit den 
übergeordneten Unternehmenszielen und dem Unternehmensleitbild erforderlich. Als Resul-
tat definiert der Verwaltungsrat für das Unternehmen die Grundsätze zur Investitionspolitik, 
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3. Pflichten des Verwaltungsrats196

zur Kapitalstruktur und zur Liquiditätspolitik. Gleichzeitig legt er in den Rahmenbedingun-
gen fest, welche Risiken das Unternehmen zu tragen bereit ist.163

Politik Inhalt Ziele

Investitions- 
politik

–	 Strategische Grundsätze zur 
Auswahl und Beurteilung 
möglicher Investitions- und 
Akquisitionsobjekte

–	 Zielgerichteter Mitteleinsatz
–	 Rahmenbedingungen für die 

zielgerichtete Umwandlung 
von Kapital in Vermögen

–	 Struktur von Umlaufvermögen 
und Anlagevermögen

–	 Risikogerechte Rendite der Investitionen/Akqui
sitionen, Vermeidung von allzu risikoreichen 
und überdimensionierten Projekten164

–	 Zielgerichteter Mitteleinsatz unter Berücksichti-
gung der Unternehmensziele, Marktziele, Pro-
duktziele, Technologieziele, Erfolgsziele, Sicher-
heitsziele, Wachstumsziele, Sozialziele etc.

–	 Realisierung von Projekten, die einen Mehrwert 
schaffen

Liquiditäts- 
politik

Grundsätze zur Bewirtschaftung 
des Umlaufvermögens  
(Working Capital), Debitoren-  
und Lagerbewirtschaftung,  
Cash-Management

–	 Sicherstellung der täglichen Zahlungsfähigkeit 
(Vermeiden von Engpässen)

–	 Vermeidung von unnötiger Mittelbindung
–	 Ertragsbewusstes Treasury Management165

Kapitalstruktur-
politik

Gestaltung der 
Finanzierungsverhältnisse:
–	 Verhältnis Eigenkapital (EK) 

zu Fremdkapital (FK)
–	 Wahl der Fremdkapitalquellen 

(kurz-, langfristig)
–	 risikogerechte 

Eigenkapitalausstattung
–	 Kapitalform des FK, Währung
–	 Fristigkeit

–	 zielgerichtete Mittelaufbringung unter Berück-
sichtigung der Rentabilität, Unternehmenswert, 
Liquidität, Sicherheit, Wachstum, Flexibilität, 
Unabhängigkeit etc.

–	 kostenoptimale Kapitalstruktur (Leverage-
Effekte, Steueroptimierung)

–	 genügende Eigenmittelbasis
–	 risikogerechte Finanzierung, Flexibilität

Risikopolitik –	 risikopolitische 
Grundpositionierung

–	 Festlegung von Grundsätzen 
des Risikomanagements

–	 Gestaltungsmassnahmen

–	 Abstimmung von Mittelverwendung und 
Mittelbeschaffung (Volumen, Rendite und 
Risiko)

–	 Einschränkung der Risiken (Bonitätsrisiken, 
Zinsrisiken, Fremdwährungsrisiken etc.)

Zur Konkretisierung und operativen Umsetzung im Unternehmen sind auch konsistente Zwi-
schenziele festzulegen. Solche Zielgrössen sind in der Regel umsatz- und renditeorientiert, 
z.B. ROS (Return on Sales), Return on Investment (ROI), Return on Invested Capital (ROIC) 
etc. Bei der Beurteilung der Zielerreichung müssen auch die entsprechenden eingegangenen 
Risiken mitbeachtet werden.

Es ist wichtig, dass die Festlegung der Ziele für die tangierten Führungsverantwortlichen 
nachvollziehbar, konsistent mit den anderen finanzwirtschaftlichen Konzepten im Unterneh-

163  �Siehe dazu Volkart, Finanzpolitik, 21 ff.; Rüttimann, 33 ff.
164  �Für strategische Projekte lohnt sich ohnehin eine Projektliste für den Verwaltungsrat mit entsprechenden 

Projektdetails; vgl. dazu die entsprechenden Muster im Band II unter Ziff. 11.84 und 11.85.
165  �Dazu legt in der Praxis der Verwaltungsrat die grundlegenden Entscheide in einem Anlagereglement fest. 

Dazu siehe Beispiele im Band II in Ziff. 11.5 (KMU) und Ziff. 11.6 (grösseres Unternehmen).
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1973.4 Finanzielle Führung

men und theoretisch akzeptabel ist. Für eine erfolgreiche Umsetzung ist daher eine verständ-
liche, firmenspezifische Methode notwendig.

Die Bestimmung solcher relevanten Grössen ist keineswegs trivial und auch nicht mit letz-
ter Exaktheit möglich. Nur ein Verwaltungsrat, der die Zusammenhänge zwischen den Grös-
sen Rentabilität, Sicherheit und Liquidität versteht, kann sinnvolle Zielgrössen und Rahmen-
bedingungen formulieren, kommunizieren und später die Zielerreichung richtig beurteilen. 
Diese Aufgabe erfordert ein gewisses Mass an finanzieller Sachkompetenz jedes Verwaltungs-
ratsmitglieds.

c)	 Abstimmung von Liquidität, Kapitalstruktur und finanzieller Flexibilität

Die Problematik der Finanzierung ergibt sich letztlich aus dem zeitlichen Auseinanderfallen 
von Ausgaben und Einnahmen: Das Unternehmen muss zur Erfüllung seiner Aufgaben Zah-
lungen für Güter, Arbeit und andere Leistungen erbringen, bevor ihm umgekehrt Zahlungen 
aus dem Verkauf von Produkten und Dienstleistungen zufliessen. Diese zeitliche Diskrepanz 
zwischen den Aus- und den Einzahlungen ruft einen Kapitalbedarf zur Zwischenfinanzierung 
hervor. Je weiter die Zahlungsausgänge und die Zahlungseingänge auseinanderliegen, umso 
grösser ist der Bedarf an finanziellen Mitteln, die dazu notwendig sind, den Betrieb in Gang 
zu setzen und aufrechtzuerhalten.166 Die Aufrechterhaltung einer jederzeitigen  – direkten 
oder potenziell gegebenen – Zahlungsfähigkeit (Liquidität) stellt eine unabdingbare Bedin-
gung für das Überleben eines Unternehmens dar. Können die aufgelaufenen Rechnungen 
nicht mehr durch die einfliessenden Gelder abgedeckt werden, wird die Firma illiquid, d.h., 
sie kann ihren Verpflichtungen nicht mehr termingerecht nachkommen.

Die laufende Zahlungsbereitschaft wird durch die Primärliquidität (flüssige Mittel, allen-
falls Kreditlimiten) direkt gesichert. Mit der potenziellen Liquidität (im Sinne der Borrowing 
Power, Kreditaufnahmefähigkeit) wird auf die zukünftige Zuführbarkeit von zusätzlichem 
Kapital eingewirkt. Im Zusammenhang mit der Primärliquidität gilt es Grundsatzentscheide 
zu fällen, so etwa bezüglich der Höhe der im Durchschnitt aktiv zu haltenden flüssigen Mittel 
(zweckmässigerweise als Kennzahl, so beispielsweise in Prozent des Umsatzes oder der liqui-
ditätswirksamen Ausgaben, definiert).

Zwischen Liquidität und Kapitalstruktur besteht ein direkter Zusammenhang, indem mit 
zunehmendem Verschuldungsgrad ein Druck auf die Primärliquidität und eine Reduktion 
der potenziellen Liquidität eintritt. Eine starke Eigenkapitalbasis erhöht die finanzielle Fle-
xibilität, welche darüber hinaus auch von der investitionsseitigen Flexibilität (zum Beispiel 
der Veräusserbarkeit von Aktiven) abhängig ist. Finanzielle Flexibilität ist eine unabding-
bare Voraussetzung zur Wahrnehmung neu auftretender Investitionschancen mit Wertstei-
gerungspotenzial.

Die Erhaltung der Zahlungsfähigkeit und einer ausreichenden Kapitalbasis sowie der finan-
ziellen Flexibilität gehören im Rahmen der Oberleitung der Gesellschaft zu den wichtigsten 
Pflichten des Verwaltungsrats. Im Sinne der kurzfristigen Steuerung muss er für eine ange-
messene Liquiditätsplanung, verbunden mit der laufenden Rapportierung der Liquiditäts- 
und Finanzentwicklung an den Verwaltungsrat, sorgen. Die Liquiditätsplanung ihrerseits ist 
sinnvoll mit dem Budgetprozess zu verbinden, der wiederum kompatibel zur mittelfristigen 

166  �Vgl. Lutz, 5; Vettiger/Volkart, 910.
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3. Pflichten des Verwaltungsrats198

Planung zu positionieren ist. Damit der Verwaltungsrat dieser Pflicht nachkommen kann, 
benötigt er Informationen über die unternehmensrelevanten Zahlungsströme.167

d)	 Werttransfer an die Aktionäre

Das Ziel «Steigerung des Unternehmenswerts» ist letztlich auf den Aktionär ausgerichtet. Es 
stellt sich für den Verwaltungsrat die Frage, in welcher Form und zu welchem Zeitpunkt 
die Wertsteigerung an den Eigentümer weitergegeben wird. Bei börsenkotierten Gesellschaf-
ten sind mögliche Effekte von Ausschüttungen (in Form von Dividenden, Aktienrückkäufen, 
Nennwertrückzahlungen etc.) zu berücksichtigen. Neben steuerlichen Aspekten ist bei sol-
chen Entscheiden auch die Signalwirkung zu beachten. Unter Umständen hat die Reduktion 
der Dividende eine erhebliche negative Wirkung auf den Aktienkurs. Demgegenüber haben 
Ankündigungen von Rückkaufprogrammen oft positive Effekte auf den Kurswert.168

In mittelständischen Gesellschaften ohne Kapitalmarktbezug weist der Werttransfer eine 
wesentlich andere Ausprägung auf. Hier haben die Aktionäre oft sehr divergierende Interes-
sen. Während bei den geschäftsführenden Aktionären oft die Gewinnthesaurierung im Vor-
dergrund steht, sind u.U. andere Aktionäre, die keine Gehaltsbezüge von der Gesellschaft 
erhalten, oft auf eine angemessene Dividendenausschüttung angewiesen.

Gerade externe, «neutrale» Mitglieder des Verwaltungsrats müssen hier darauf achten, dass 
sie ihrer zugedachten «Doppelrolle» gerecht werden. Neben der obersten Führung der Gesell-
schaft und der Sicherung ihrer Interessen hat der Verwaltungsrat auch (und vor allem) die 
Interessen der Anteilseigner zu wahren.

3.4.1.4	 Finanzmanagement

Die durch den Verwaltungsrat festgelegten Finanzziele sind – unter Beachtung der vom Ver-
waltungsrat vorgegebenen Rahmenbedingungen – durch die Geschäftsleitung bzw. durch die 
zuständigen Personen/Spezialisten in der Finanzabteilung umzusetzen.169 Obwohl im Einzel-
fall auch langfristig orientierte Aufgaben anfallen, stehen auf dieser Stufe mehrheitlich kurz- 
und mittelfristige Fragen und Aufgaben im Vordergrund, wie die kurzfristige Liquiditätssteue
rung und die mittelfristige Geld- und Kapitalbeschaffung. Ein effizientes Cash Management 
sowie eine kosteneffiziente Abwicklung des Zahlungsverkehrs sind die Grundlage zur Auf-
rechterhaltung einer täglichen Zahlungsbereitschaft. Daraus resultieren folgende Teilauf
gaben:

Kurzfristige Finanzplanung –	 Laufende Aufrechterhaltung der Liquidität
–	 Einleiten von Massnahmen zur Überbrückung von sich abzeichnenden 

Liquiditätsengpässen

Verwaltung der liquiden  
und liquiditätsnahen Mittel

–	 Anlage flüssiger Mittel zur Renditeoptimierung
–	 Halten von Reserveliquidität
–	 Cash Pooling170

167  �Dazu findet sich das Muster einer Geldflussrechnung im Band II unter Ziff. 11.53.
168  �Vettiger/Volkart, 912.
169  �Erny, 208.
170  �Siehe dazu hinten Rz. 9.97 ff. und Checkliste im Band II unter Ziff. 11.26.
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1993.4 Finanzielle Führung

Steuerung der Geldströme –	 Rasche Fakturierung, straffes Mahnwesen, klare Zahlungskonditionen, 
optimale Lagerhaltung

–	 Ausnutzung von Zahlungsfristen, Nutzung von Skonti

Exposure Management –	 Überwachen der Kreditrisiken, Währungsrisiken und Zinsrisiken
–	 Termingeschäfte, Absicherungsgeschäfte etc.

Mittelfristige 
Kapitalbedarfsdeckung

–	 Beschaffung von Eigenkapital (i.d.R. in Zusammenarbeit mit dem 
Verwaltungsrat)

–	 Kostenoptimale Beschaffung von Fremdkapital

3.4.1.5	 Finanzcontrolling

Das Finanzcontrolling ist das zentrale Informations-, Steuerungs- und Koordinationssystem 
für die Finanzen und bildet die Schnittstelle zwischen der finanziellen Gesamtführung und 
dem Finanzmanagement. In ihm wird die im Aktienrecht verlangte «Finanzplanung» und 
«Finanzkontrolle» vollzogen. Das Sicherstellen eines wirksamen Finanzcontrollings ist daher 
faktisch zu den nicht delegierbaren Aufgaben des Verwaltungsrats gemäss Art. 716a OR zu 
zählen.

Die wichtigsten Komponenten des Finanzcontrollings sind:171

Komponente Inhalt Mittel/Werkzeuge

Strategisches 
Finanzcontrolling

Mittel- und langfristige Finanz- und 
Investitionsplanung, Wert- und Risikosteuerung:
–	 Darstellung der mittel- und langfristigen 

finanziellen Auswirkungen der eingeschlage-
nen bzw. künftigen Unternehmensstrategie

–	 Abstimmung mit den finanziellen Zielen und 
Richtlinien (finanzielle Sicherheitsziele vs. 
Renditeüberlegungen)

–	 Grundsätze der Finanzkommunikation, 
Rechnungslegung)

Mittel- und langfristige Budgets:
–	 Plan-Bilanzen
–	 Plan-Erfolgsrechnungen
–	 Plan-Geldflussrechnungen
Kennzahlen172

Strategische Investitionsplanung
Geschäftsbericht, Jahresrechnung, 
Lagebericht, externe 
Wertkommunikation

Operatives 
Finanzcontrolling

Aufbereitung der wesentlichen Führungszahlen 
auf Jahres-, Quartals- und allenfalls Monatsbasis

Jahresbudget, Quartalsbudget, 
Kurzfristige 
Liquiditätsbudgetierung/
Liquiditätsstatus173 

Projektcontrolling/ 
Projektfortschritts-
kontrolle

–	 Beurteilung von betriebswirtschaftlichen 
Wert- und Risikoanalysen

–	 Entscheidungsvorbereitungen/Überwachung 
bei Investitionsentscheiden und 
Akquisitionen

–	 Wirkungsanalysen
–	 Investitionsrechnungen, 

Unternehmensbewertungen, 
Desinvestitionsrechnungen

–	 Lagerbewirtschaftungsanalysen

171  �Bezüglich der Finanzplanung wird auf Rz. 3.452 ff., bezüglich der Finanzkontrolle auf Rz. 3.418 ff. ver-
wiesen.

172  �Dazu siehe Checkliste im Band II unter Ziff. 11.61.
173  �Dazu finden sich diverse Muster: Cockpit Charts jährlich und rollierend im Band II unter Ziff. 11.27 und 

11.28 sowie monatliche Berichterstattungen von CEO und CFO unter Ziff. 11.73 und 11.74.
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Komponente Inhalt Mittel/Werkzeuge

Betriebliches 
Risikocontrolling

–	 Überwachung von Geschäfts- (Business Risk) 
und Finanzierungsrisiken (Financial Risk)

–	 Überwachung der Währungs-, Zins- und 
Bonitätsrisiken

–	 Risikoinventar
–	 Value-at-Risk-Systeme

Die zunehmende Bedeutung einer dem Unternehmen angemessenen Risikobewirtschaftung 
ergibt sich vor dem Hintergrund der Entwicklungen der vergangenen Jahre und der laufen-
den Gesetzesänderungen ohne weiteres. Alle Aktiengesellschaften hatten früher im Anhang 
der Jahresrechnung Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung zu machen.174 
Seit dem 1. Januar 2013 ist dieser Artikel im Obligationenrecht aufgehoben. Stattdessen muss 
nun bei Unternehmen, welche der ordentlichen Revision unterliegen, im Lagebericht Auf-
schluss gegeben werden über die Durchführung einer Risikobeurteilung.175

Die Gestaltung eines fundierten Risikomanagementkonzepts erweist sich in vielen Fällen als 
überaus komplex. Wichtig ist daher gerade aus Sicht des Verwaltungsrats, einen Wildwuchs 
der Systeme zu vermeiden und dafür zu sorgen, dass sich die Führung auf die wirklich wesent-
lichen und für das Unternehmen unter Umständen schicksalhaften Risikofaktoren konzen
triert.176

3.4.2	 Ausgestaltung des Rechnungswesens

3.4.2.1	 Funktionen des Rechnungswesens

Das Rechnungswesen177 ist ein Dokumentations- und Informationssystem, in welchem die 
Vermögensverhältnisse und deren Veränderungen in einem Unternehmen – vollständig und 
willkürfrei – zahlenmässig erfasst, systematisch verarbeitet und zu verlässlichen Informatio
nen verdichtet werden. Es dient der zahlenmässigen Erfassung und Darstellung der wirt-
schaftlichen und finanziellen Lage des Unternehmens.

Für den Verwaltungsrat hat das Rechnungswesen eine weitere wichtige Funktion: Der Ver-
waltungsrat hat seine zwingenden und undelegierbaren Aufgaben ähnlich wie ein Beauftrag-
ter sorgfältig zu erfüllen.178 Im vergleichbaren Auftragsverhältnis besteht die Verpflichtung, 
jederzeit Rechenschaft über die geleistete Tätigkeit abzulegen.179 In seiner ältesten Bedeu-
tung meint Rechnungslegung «Rechenschaft geben» über das Gut, das einem anvertraut ist. 
Zu Recht bezeichnet Böckli die Rechnungslegung als das «Herz der Rechenschaftspflicht» 
und als den zentralen Ansatzpunkt für die Verantwortlichkeit des Verwaltungsrats und der 

174  �Art. 663b aOR (1991).
175  �Art. 961c Abs. 2 Ziff. 2 OR, zum Lagebericht siehe Rz. 3.289 ff.
176  �Zum Risikomanagement siehe hinten Rz. 6.78 ff. siehe auch Durrer Mirjam/Gruber Marco, Der 

Verwaltungsrat als erste Verteidigungslinie im integralen Risikomanagement, in: Expert Focus 3/2020, 
124 ff.

177  �Vgl. dazu allgemein Böckli, Aktienrecht, § 13 Rz. 343 ff.; Boemle/Lutz, Jahresabschluss, 37 ff.; Forst-
moser/Meier-Hayoz/Nobel, § 30 N 40 ff.; HWP (2014), Band Buchführung und Rechnungslegung, 
2  ff.; Krneta, N  1227  ff.; ZHK-Homburger, Art.  716a OR N  565; BSK OR  II-Watter/Roth Pel-
landa, Art. 716a N 15 ff.

178  �Vgl. dazu Rz. 1.171 ff.
179  �Gemäss Art. 400 OR.

3.164

3.165

3.166

3.167

r.mueller
Rechteck

r.mueller
Rechteck


	Vorwort zur 5. Auflage
	Inhaltsübersicht
	Literaturverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	1.	Das Verwaltungsratsmandat
	1.1	Notwendigkeit und Bedeutung von Verwaltungsräten
	1.1.1	Gesetzliche Vorschriften
	1.1.2	Statutarische Vorschriften
	1.1.3	Konsequenzen bei fehlendem Verwaltungsrat
	1.1.4	Nutzen für die Gesellschaft
	1.1.5	Anforderungsprofil und Zusammensetzung
	1.1.6	Anzahl Verwaltungsratsmitglieder
	1.1.7	Mehrfachverwaltungsräte und Überkreuz-Mandate
	1.1.8	Einsitznahme von GL-Mitgliedern im VR
	1.1.9	Geschlechtervertretung im Verwaltungsrat

	1.2	Voraussetzungen für ein Verwaltungsratsmandat
	1.2.1	Natürliche Person ohne Pflicht zur Aktionärseigenschaft
	1.2.2	Urteilsfähigkeit
	1.2.3	Wohnsitz
	1.2.4	Unabhängigkeit
	1.2.4.1	Unabhängigkeit von der Revisionsstelle
	1.2.4.2	Erweiterte Unabhängigkeitsvorschriften
	1.2.4.2	Konsequenzen eines Verstosses gegen Unabhängigkeitsvorschriften

	1.2.5	Statutarische Voraussetzungen
	1.2.6	Keine persönlichen Voraussetzungen von Gesetzes wegen
	1.2.7	Persönliche Voraussetzungen gemäss Rechtsprechung, Lehre und Aufsichtsbehörden
	1.2.7.1	Zusätzliche persönliche Voraussetzungen je nach Unternehmen
	1.2.7.2	Grundkenntnisse der Rechnungslegung
	1.2.7.3 	Grundkenntnisse der rechtlichen und wirtschaftlichen Zusammenhänge
	1.2.7.4	Unternehmerisches Denken und Handeln
	1.2.7.5	Teamfähigkeit
	1.2.7.6	Bereitschaft zur persönlichen Mitwirkung
	1.2.7.7	Integrität, Sorgfalt und Treue
	1.2.7.8	Fachkompetenz
	1.2.7.9	Zusätzliche Voraussetzungen gemäss Aufsichtsbehörden

	1.2.8	Vorprüfung vor Mandatsannahme

	1.3	Wahl des Verwaltungsrats
	1.3.1	Suche und Vorselektion von VR-Kandidaten
	1.3.2	Einladung zur Generalversammlung
	1.3.3	Auskunftspflicht
	1.3.4	Abstimmung
	1.3.5	Annahmeerklärung
	1.3.6	Der stille Verwaltungsrat
	1.3.7	Suppleanten
	1.3.8	Der delegierte Verwaltungsrat nach Art. 762 OR

	1.4	Recht auf einen Verwaltungsratssitz
	1.4.1	Das Anrecht der Aktionärsgruppen
	1.4.2	Das Anrecht der Partizipanten
	1.4.3	Das Anrecht aus anderen Gründen
	1.4.4	Die Stellung des Vertreters zur vertretenen Aktionärsgruppe

	1.5	Rechtsnatur des Verwaltungsratsmandats
	1.5.1	Organschaftliches Verhältnis als Grundlage
	1.5.2	Sonderstellung VR-Delegierter und VR-Präsident
	1.5.2.1	Sonderstellung des VR-Delegierten
	1.5.2.2	Sonderstellung des VR-Präsidenten

	1.5.3	Auswirkungen der rechtlichen Qualifikation

	1.6	Der Verwaltungsrat als Arbeitnehmer
	1.6.1	Problematik einer Doppelstellung
	1.6.2	Voraussetzungen und Zulässigkeit einer Doppelstellung
	1.6.3	Konsequenzen aus einer Doppelstellung als VR und Arbeitnehmer
	1.6.3.1	Arbeitsrechtliche Konsequenzen
	1.6.3.2	Gesellschaftsrechtliche Konsequenzen
	1.6.3.3	Versicherungsrechtliche Konsequenzen
	1.6.3.4	Prozessrechtliche Konsequenzen


	1.7	Beginn des Verwaltungsratsmandats
	1.7.1	Wahl und Annahmeerklärung
	1.7.2	Eintragung im Handelsregister
	1.7.3	Funktion und Unterschriftsberechtigung

	1.8	Ende des Verwaltungsratsmandats
	1.8.1	Beendigungsgründe im Überblick
	1.8.2	Ende der Amtsdauer
	1.8.3	Abberufung durch die Generalversammlung
	1.8.4	Rücktritt des Verwaltungsrats
	1.8.5	Auflösung der Gesellschaft
	1.8.6	Weitere Beendigungsgründe

	1.9	Konstituierung
	1.9.1	Notwendigkeit und Möglichkeiten der Konstituierung
	1.9.2	Der gemeinsam handelnde Verwaltungsrat
	1.9.3	Ausschüsse des Verwaltungsrats
	1.9.4	Die interne Aufgabenverteilung
	1.9.5	Delegation an Dritte
	1.9.6	Das Organisationsreglement
	1.9.7	Das Funktionendiagramm
	1.9.8	Der Präsident des Verwaltungsrats
	1.9.9	Der Vizepräsident
	1.9.10	Der Delegierte des Verwaltungsrats
	1.9.10.1	Der Begriff des VR-Delegierten
	1.9.10.2	Die Funktion des VR-Delegierten

	1.9.11	Der Sekretär des Verwaltungsrats
	1.9.12	Der Lead Director
	1.9.13	Verwaltungsräte in Tochtergesellschaften
	1.9.14	Co-Präsidenten einer Aktiengesellschaft
	1.9.15	Der Beirat

	1.10	Handelsregistereintrag
	1.10.1	Eintragungspflicht
	1.10.2	Eintragungsanmeldung
	1.10.3	Publizitätsprinzip
	1.10.4	Öffentlicher Glaube des Handelsregisters
	1.10.5	Wirkung des Handelsregistereintrages
	1.10.6	Ausscheiden aus dem Verwaltungsrat


	2.	Rechte des Verwaltungsrats
	2.1	Die Rechte des Verwaltungsrats im Allgemeinen
	2.1.1	Überblick über die Rechte des Verwaltungsrats
	2.1.2	Die Rechte des Gesamtverwaltungsrats
	2.1.3	Gliederung nach Funktionen
	2.1.4	Möglichkeiten der Einschränkung
	2.1.5	Die Rechtsstellung von delegierten Vertretern im Verwaltungsrat
	2.1.6	Die Rechtsstellung von fiduziarischen Verwaltungsräten
	2.1.7	Rechtsanmassung

	2.2	Einsichts-, Auskunfts- und Zutrittsrecht
	2.2.1	Überblick
	2.2.2	Die in Frage stehenden Rechtsgüter
	2.2.3	Auskunftspflichtige Personen
	2.2.4	Internes Informationssystem
	2.2.5	Informationspflicht vor der Sitzung
	2.2.6	Informationsrecht innerhalb der Sitzung
	2.2.7	Informationsrecht ausserhalb der Sitzungen
	2.2.8	Einsicht in Akten und Daten
	2.2.9	Abweisung eines Gesuches
	2.2.10	Einzelfragen
	2.2.10.1	Einsichts- und Auskunftsrecht von Beratern
	2.2.10.2	Einsichts- und Auskunftsrecht bei öffentlichen Unternehmen
	2.2.10.3	Auskunftsrecht und Arztgeheimnis
	2.2.10.4	Erstellen von Kopien und Abschriften
	2.2.10.5	Durchsetzung und Ende des Einsichts-, Auskunfts- und Zutrittsrechts

	2.2.11	Informationsrechte im Konzern

	2.3	Recht auf Sitzungseinberufung
	2.3.1	Zeitpunkt
	2.3.2	Form
	2.3.3	Häufigkeit
	2.3.4	Voraussetzungen
	2.3.5	Traktanden

	2.4	Weisungsrecht
	2.4.1	Bedeutung
	2.4.2	Form der Ausübung des Weisungsrechtes
	2.4.3	Schranken des Weisungsrechtes

	2.5	Honorierung von VR- und GL-Mitgliedern aus rechtlicher Sicht
	2.5.1	Legalität und Legitimität
	2.5.2	Aktienrechtlicher Minderheitenschutz
	2.5.3	Empfehlungen des Swiss Code of Best Practice
	2.5.4	Empirische Angaben zur Entschädigung der VR-Mitglieder
	2.5.4.1	Schwierigkeiten bei der Untersuchung
	2.5.4.2	Ergebnisse der Studie durch die BDO

	2.5.5	Art der Entschädigung
	2.5.6	Festsetzung der Entschädigung
	2.5.7	Kumulation von Lohn- und Honoraranspruch
	2.5.7.1	Grundsätzlicher Anspruch auf Lohn und Verwaltungsratshonorar
	2.5.7.2	Lohnanspruch bei organunabhängiger Tätigkeit
	2.5.7.3	Lohnanspruch bei organabhängiger Tätigkeit
	2.5.7.4	Selbständige oder unselbständige Tätigkeit

	2.5.8	Vorhandene Möglichkeiten zur Begrenzung der VR-Honorare
	2.5.8.1	Bei börsenkotierten Gesellschaften
	2.5.8.2	Bei nicht börsenkotierten Gesellschaften

	2.5.9	Sozialversicherungsabzüge von VR-Honoraren
	2.5.9.1	Überblick über die Abrechnungsmöglichkeiten von VR-Honoraren
	2.5.9.2	Abzüge für AHV/IV/EO sowie ALV
	2.5.9.3	Abzüge für die berufliche Vorsorge


	2.6	Stimmrecht
	2.6.1	Stimmrecht in den Verwaltungsratssitzungen
	2.6.1.1	Recht zur Teilnahme und Abstimmung an VR-Sitzungen
	2.6.1.2	Vertretungsrecht an VR-Sitzungen

	2.6.2	Stimmrecht in der Generalversammlung
	2.6.2.1	Stimmrecht als Aktionär
	2.6.2.2	Stichentscheid als Vorsitzender

	2.6.3	Stimmrecht in den Geschäftsleitungssitzungen

	2.7	Recht auf Anrufung des Richters
	2.7.1	Allgemeines
	2.7.2	Schadenersatzklagen
	2.7.3	Strafklagen

	2.8	Recht auf Mandatsniederlegung
	2.8.1	Voraussetzungen
	2.8.2	Wirkung
	2.8.3	Selbstanmeldung beim Handelsregisteramt


	3.	Pflichten des Verwaltungsrats
	3.1	Übersicht über die Pflichten des Verwaltungsrats
	3.1.1	Allgemeines
	3.1.2	Unübertragbare Pflichten
	3.1.3	Übertragbare Pflichten
	3.1.4	Handlungsbedarf
	3.1.5	Überprüfung der eigenen Tätigkeit

	3.2	Oberleitung und Organisation der Gesellschaft
	3.2.1	Oberleitung der Gesellschaft
	3.2.1.1	Oberleitung im Strategiebereich
	3.2.1.2	Oberleitung im Informatikbereich
	a)	Zwingende Aufgabe für den Verwaltungsrat
	b)	Gefährdungspotenzial und Lösungsvorschläge
	c)	Periodische Überprüfung der IT-Situation
	c)	Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)

	3.2.1.3	Oberleitung im Sicherheitsbereich
	a)	Problematik für den Verwaltungsrat
	b)	Sicherheit ist Chefsache
	d)	Entscheidungsgrundlagen für den Verwaltungsrat
	e)	Versicherungsreview


	3.2.2	Festlegung der Organisation
	3.2.2.1	Zuteilung von Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung
	3.2.2.2	Regelung der Zeichnungsberechtigung
	3.2.2.3	Organisation beim Verwaltungsrat als Finanzintermediär

	3.2.3	Bestellung, Beaufsichtigung und Abberufung der Geschäftsführung

	3.3	Delegation
	3.3.1	Voraussetzungen
	3.3.2	Rechtswirkungen
	3.3.3	Interne Delegation
	3.3.4	Externe Delegation
	3.3.5	Rückdelegation an die Generalversammlung
	3.3.5.1	Gesetzliche Basis
	3.3.5.2	Konsultativabstimmungen


	3.4	Finanzielle Führung
	3.4.1	Die finanzielle Gesamtführung des Unternehmens
	3.4.1.1	Die Bedeutung der finanziellen Führung
	3.4.1.2	Die Dimensionen der finanziellen Unternehmensführung
	3.4.1.3	Die finanzielle Gesamtführung
	a)	Wertmanagement
	b)	Festlegung oberster Finanzziele und Rahmenbedingungen
	c)	Abstimmung von Liquidität, Kapitalstruktur und finanzieller Flexibilität
	d)	Werttransfer an die Aktionäre

	3.4.1.4	Finanzmanagement
	3.4.1.5	Finanzcontrolling

	3.4.2	Ausgestaltung des Rechnungswesens
	3.4.2.1	Funktionen des Rechnungswesens
	3.4.2.2	Elemente des Rechnungswesens
	3.4.2.3	Aufgaben des Verwaltungsrats bei der Ausgestaltung des Rechnungswesens

	3.4.3	Buchführung und Rechnungslegung
	3.4.3.1	Gesetzliche Grundlagen
	3.4.3.2	Allgemeine gesetzliche Bestimmungen zu Buchführung und Rechnungslegung
	a)	Allgemeine Bestimmungen zur Buchführung
	b)	Allgemeine Bestimmungen zur Rechnungslegung

	3.4.3.3	Differenzierung nach der wirtschaftlichen Bedeutung
	a)	Jahresrechnung
	b)	Rechnungslegung für grössere Unternehmen
	c)	Abschluss nach anerkanntem Standard zur Rechnungslegung
	d)	Konzernrechnung

	3.4.3.4	Offenlegungsvorschriften
	a) 	Geschäftsbericht
	b)	Zwischenabschluss

	3.4.3.5 	Rechnungslegungsrecht und Minderheitenschutz
	a) 	Grundproblematik und Ausgangslage-
	b)	Eingeführte Minderheitenrechte im Rechnungslegungsrecht
	c)	Allgemeine Bemerkungen zu den Minderheitsrechten im Rechnungslegungsrecht
	c.1)	Berechnung der notwendigen Quoren
	c.2)	Formelle Anforderungen an den Antrag
	c.3)	Zeitpunkt des Antrags
	c.4)	Durchsetzung
	d)	Antrag zur Erstellung einer Jahresrechnung nach anerkanntem Standard zur Rechnungslegung (Art. 962 Abs. 2 OR).
	e)	Antrag einer qualifizierten Minderheit auf Erstellung einer Jahresrechnung gemäss Rechnungslegung für grössere Unternehmen (Art. 961d Abs. 2 OR)
	f)	Antrag einer qualifizierten Minderheit zur Erstellung einer Konzernrechnung (Art. 963a Abs. 2 OR)
	g)	Antrag einer qualifizierten Minderheit zur Erstellung einer Konzernrechnung nach einem anerkannten Standard zur Rechnungslegung (Art. 963b Abs. 4 OR)
	h)	Empfehlungen im Umgang mit Minderheitsbeteiligten

	3.4.3.6	Aufgaben des Verwaltungsrats im Rahmen der Buchführung und Rechnungslegung
	3.4.3.7	Aufgaben der Geschäftsleitung im Rahmen der Buchführung und Rechnungslegung

	3.4.4	Jahresrechnung
	3.4.4.1	Bilanz
	3.4.4.2	Erfolgsrechnung
	3.4.4.3	Anhang
	3.4.4.4	Rechnungslegung für grössere Gesellschaften
	a)	Zusätzliche Angaben im Anhang der Jahresrechnung
	b)	Geldflussrechnung
	c)	Lagebericht

	3.4.4.5	Weitere speziell zu beachtende Bestimmungen

	3.4.5	Bewertung
	3.4.5.1	Herausforderungen der Bewertung
	3.4.5.2	Gesetzliche Höchstbewertungsvorschriften
	3.4.5.3	Anmerkungen und Empfehlungen zur Bewertung:
	a)	Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie übrige kurzfristige Forderungen
	b)	Vorräte und nicht fakturierte Dienstleistungen
	c)	Wertschriften
	d)	Sachanlagen
	e)	Immaterielle Anlagen
	f)	Beteiligungen
	g)	Rückstellungen
	h)	Arbeitgeberbeitragsreserven
	i)	Schwankungsreserven
	k)	Latente Steuern

	3.4.5.4	Kontrolle über stille Reserven
	a)	Begriff der stillen Reserven
	b)	Voraussetzungen zur Bildung stiller Reserven
	c)	Auflösung von stillen Reserven


	3.4.6	Abschluss nach einem anerkannten Standard zur Rechnungslegung
	3.4.6.1	True and Fair View
	3.4.6.2	Duale Rechnungslegung
	3.4.6.3	Befreiung von der Erstellung eines Abschlusses nach einem anerkannten Standard
	3.4.6.4	Wahl des anerkannten Standards zur Rechnungslegung
	a)	Swiss GAAP FER
	b)	International Financial Reporting Standards (IFRS)
	c)	Die wichtigsten Unterschiede zwischen handelsrechtlichen Abschluss, 
IFRS und Swiss GAAP FER

	3.4.6.5	Die transparente Rechnungslegung im Dienste einer glaubhaften Kommunikation

	3.4.7	Konzernrechnung
	3.4.7.1	Allgemeines
	3.4.7.2	Gesetzliche Konsolidierungspflicht: Kontrollprinzip
	3.4.7.3	Befreiung von der Konsolidierungspflicht
	3.4.7.4	Aufhebung der Befreiung von der Konsolidierungspflicht
	3.4.7.5	Grundsätze der Konsolidierung

	3.4.8	Ausgestaltung der Finanzkontrolle
	3.4.8.1	Allgemeine Grundlagen
	3.4.8.2	Das interne Kontrollsystem IKS: Begriff und Ziele des internen Kontrollsystems
	3.4.8.3	Komponenten eines IKS
	3.4.8.4	Aufgaben und Verantwortlichkeiten des Verwaltungsrats beim IKS
	3.4.8.5	Mindestanforderungen an das IKS
	3.4.8.6	Einführung des IKS als Projekt
	a)	Grundsätze
	b)	Dokumentation der Prozesse, Risiken und Kontrollen
	c)	Nachvollzug der Kontrollen; Beurteilung und Berichterstattung an den VR


	3.4.9	Ausgestaltung der Finanzplanung

	3.5	Sitzungs- und Verhandlungsteilnahme
	3.5.1	Allgemeines
	3.5.2	Recht und Pflicht zur Teilnahme
	3.5.3	Vorbereitungspflicht
	3.5.4	Verhandlungsleitung

	3.6	Protokollführung
	3.6.1	Notwendigkeit der Protokollführung
	3.6.2	Form der Protokollführung
	3.6.3	Inhalt des Protokolls
	a)	Ausgangslage
	b)	Diskussion
	c)	Beschluss


	3.6.4	Zirkulationsbeschluss
	3.6.5	Telefon- und Videokonferenzen
	3.6.6	Elektronische Aufbewahrung von Protokollen

	3.7	Pflichten im Zusammenhang mit den Statuten
	3.7.1	Grundsatz
	3.7.2	Mindestliberierung
	3.7.3	Amtsdauer
	3.7.4	Beachtung der Aktionärsrechte

	3.8	Treuepflicht und Konkurrenzierungsverbot
	3.8.1	Grundsatz
	3.8.2	Treuepflicht
	3.8.3	Sorgfaltspflicht
	3.8.4	Gleichbehandlungspflicht
	3.8.5	Konkurrenzierungsverbot
	3.8.6	Der Verwaltungsrat als Interessenvertreter
	3.8.6.1	Allgemeines
	3.8.6.2	Begriffsbestimmung
	a)	Unabhängigkeit
	b)	Unvereinbarkeit
	c)	Offenlegungspflicht
	d)	Interessenkollision

	3.8.6.3	Vermeidung von Interessenkonflikten und Konfliktstrategien
	3.8.6.4	Verhaltensvorschriften bei Interessenkonflikten
	a)	Gesetzliche Regelung
	b)	Ausstandspflicht
	c)	Besondere Pflichten bei Unternehmensübernahmen


	3.8.7	Geheimhaltungspflicht

	3.9	Führung des Aktienbuchs
	3.9.1	Gesetzliche Vorschriften
	3.9.1.1	Zwang zur Führung eines Aktienbuchs bei Namenaktien
	3.9.1.2	Zwang zur Umwandlung von Inhaberaktien in Namenaktien

	3.9.2	Gestaltung des Aktienbuchs
	3.9.3	Änderungen des Aktienbuchs
	3.9.4	Aktienübertragung
	3.9.4.1	Allgemeines
	3.9.4.2	Kauf/Tausch/Schenkung börsenkotierter Namenaktien
	3.9.4.3	Erwerb börsenkotierter Namenaktien durch Erbgang, Erbteilung und eheliches Güterrecht
	3.9.4.4	Kauf/Tausch/Schenkung nicht börsenkotierter Namenaktien
	3.9.4.5	Erwerb nicht kotierter Namenaktien durch Erbgang, Erbteilung, eheliches Güterrecht und Zwangsvollstreckung
	3.9.4.6	Probleme mit dem Bewilligungsgesetz

	3.9.5	Einsichtsrecht in das Aktienbuch
	3.9.5.1	Grundsatz
	3.9.5.2	Einsichtsrecht des Aktionärs über Eintragungen von Mitaktionären
	3.9.5.3	Einsichtsrecht der Revisionsstelle


	3.10	Übrige Pflichten des Verwaltungsrats
	3.10.1	Erstellung des Geschäftsberichts
	3.10.1.1	Verantwortung des Verwaltungsrats
	3.10.1.2	Gesetzliche Grundlagen
	3.10.1.3	Lagebericht als Teil des Geschäftsberichts
	3.10.1.4	Struktur und Inhalt des Geschäftsberichts
	3.10.1.5	Darstellung des Geschäftsverlaufs sowie der wirtschaftlichen Lage
	3.10.1.6	Weitere Berichtsthemen
	a) 	Risikoberichterstattung
	b) 	Bericht über nichtfinanzielle Belange (gem. Art. 964a–c OR)
	c) 	Bericht über Transparenz bei Rohstoffunternehmen 
(Art. 964d bis Art. 964i OR)
	d) 	Sorgfaltspflichten und Transparenz über Konfliktmineralien und Kinderarbeit
	e) 	Nachhaltigkeit

	3.10.1.7 	Corporate Governance
	3.10.1.8	Finanzberichterstattung
	3.10.1.9	Der Geschäftsbericht als Instrument der Unternehmenskommunikation

	3.10.2	Erstellung des Vergütungsberichts/Offenlegung der Entschädigung
	3.10.2.1	Grundsätzliches
	3.10.2.2	Vergütungen
	3.10.2.3	Vergütungsbericht
	3.10.2.4	Prüfung des Vergütungsberichts
	3.10.2.5	Lohngleichheitsanalysen

	3.10.3	Einberufung der Generalversammlung
	3.10.3.1	Zur Einberufung Verpflichtete
	3.10.3.2	Zur Einberufung Berechtigte
	3.10.3.3	Einberufungsbestimmungen
	3.10.3.4	Einberufung in Pandemiezeiten

	3.10.4	Ausführung der Generalversammlungsbeschlüsse
	3.10.5	Aufgaben im Zusammenhang mit der Veränderung des Aktienkapitals
	3.10.5.1	Gründung
	a)	Einfache Gründung
	b)	Qualifizierte Gründung

	3.10.5.2	Einforderung der noch nicht geleisteten Einlage bei teilliberierten Namenaktien
	3.10.5.3	Durchführung von Kapitalerhöhungen
	a)	Ordentliche Kapitalerhöhung
	a.1) 	Grundkonzept und Praxis
	a.2)	Erhöhungsbeschluss
	a.3)	Ausgabebetrag und Bezugsrecht
	a.4)	Zeichnung und Liberierung
	a.5)	Kapitalerhöhungsbericht des Verwaltungsrats
	a.6)	Beschluss des VR: Feststellung des Vollzugs des Erhöhungsbeschlusses der GV und Statutenänderung
	a.7) 	Eintrag im Handelsregister
	b)	bedingte Kapitalerhöhung
	b.1) 	Grundkonzept
	b.2)	GV-Beschluss zur bedingten Erhöhung des Kapitals
	b.3) 	Schutz der Aktionäre
	b.4) 	Durchführung

	3.10.5.4	Durchführung von Kapitalherabsetzungen
	a)	Gesetzliche Grundlagen
	b)	Gründe für eine Kapitalherabsetzung
	c)	Abgrenzung zu anderen Sachverhalten
	d) 	Ordentliche Kapitalherabsetzung
	d.1)	Grundsätzliches
	d.2) 	Vorbereitung der Generalversammlung: Antrag des VR
	d.3) 	Aufforderung an die Gläubiger
	d.4)	Prüfungsbestätigung des zugelassenen Revisionsexperten
	d.5)	Beschluss der Generalversammlung
	d.6) 	Änderung der Statuten und Feststellungen des Verwaltungsrats
	d.7) 	Eintragung in das Handelsregister
	d.8) 	Auszahlung der frei werdenden Mittel
	e) 	Kapitalherabsetzung im Falle einer Unterbilanz
	e.1) 	Ausgangslage und Voraussetzung
	e.2) 	Vereinfachtes Verfahren und Erleichterungen
	f)	Gleichzeitige Herabsetzung und Erhöhung des Aktienkapitals (Harmonika)

	3.10.5.5	Kapitalveränderungen im Kapitalband
	a)	Ermächtigung für den Verwaltungsrat
	b)	Grenzen des Kapitalbands
	c)	Weitere Bestimmungen zum Kapitalband

	3.10.5.6 	Liquidation des Unternehmens

	3.10.6	Ausarbeitung eines Antrags an die Generalversammlung zur Gewinnverwendung
	3.10.6.1 	Grenzen und Herausforderungen des Werttransfers an die Aktionäre
	3.10.6.2	Verantwortung des VR für Gewinnverwendungsantrag an Generalversammlung
	3.10.6.3	Voraussetzungen für eine Gewinnausschüttung
	a)	Allgemeine Bedingungen
	b)	Berücksichtigung der Kapitalschutzbestimmungen gem. Art. 680 OR

	3.10.6.4	Prüfung des Antrags des VR durch die Revisionsstelle.
	3.10.6.5	Behandlung und Beschlussfassung durch Generalversammlung
	a)	Beschlusskompetenz der Generalversammlung
	b)	Stellungnahme des Verwaltungsrats zu abgeänderten Anträgen 
an der Generalversammlung
	c) 	Ad-hoc-Beurteilung der abgeänderten Anträge durch Revisionsstelle
	d) 	Fehlerhafter Beschluss der Generalversammlung: nichtig oder anfechtbar

	3.10.6.6	Auszahlung der Dividende/Verrechnungssteuer
	3.10.6.7	Ausserordentliche Dividende
	3.10.6.8	Zwischendividende
	3.10.6.9	Zeitgleiche Erfassung von Dividenden im Konzern

	3.10.7	Massnahmen bei drohender Zahlungsunfähigkeit, hälftigem Kapitalverlust und Überschuldung
	3.10.7.1	Grundlagen
	a) 	Drohende Zahlungsunfähigkeit
	b)	Hälftiger Kapitalverlust
	c) 	Überschuldung

	3.10.7.2	Massnahmen bei drohender Zahlungsunfähigkeit
	a)	Pflicht des Verwaltungsrats zur Überwachung der Zahlungsfähigkeit
	b)	Massnahmen des Verwaltungsrats bei drohender Zahlungsunfähigkeit

	3.10.7.3	Verantwortlichkeit des Verwaltungsrats bei hälftigem Kapitalverlust
	a) 	Beseitigung des hälftigen Kapitalverlusts
	b)	Weitere betriebswirtschaftliche Sanierungsmassnahmen

	3.10.7.4	Massnahmen des Verwaltungsrats bei begründeter Besorgnis der Überschuldung
	a)	Erstellung eines Zwischenabschlusses
	b)	Kurzfristige Massnahmen und Rangrücktritte
	c)	Benachrichtigung des Gerichts

	3.10.7.5	Aufwertung von Grundstücken und Beteiligungen

	3.10.8	Beurteilung der Leistung der Revisionsstelle
	3.10.9	Darlehen an Aktionäre und ähnliche Sachverhalte
	3.10.9.1	Allgemeines
	3.10.9.2	Gleichbehandlungspflicht
	3.10.9.3	Sorgfaltspflicht in der Vermögensanlage
	3.10.9.4	Verbot der Einlagerückgewähr gemäss Art. 680 Abs. 2 OR
	a)	Grundlage
	b)	Verschärfte Praxis des Bundesgerichts
	c)	Markt- bzw. Drittbedingungen («Drittmannstest»)
	d) 	Beurteilung eines allfälligen Verstosses gegen Art. 680 Abs. 2 OR

	3.10.9.5	Folgen einer Verletzung der Kapitalschutzvorschriften
	a)	Nichtigkeit
	b)	Steuerliche Folgen
	c)	Verantwortlichkeiten und weitere Gesichtspunkte
	d)	Pflichten des Verwaltungsrats


	3.10.10	Pflicht zur Anhebung von Anfechtungs- oder Verantwortlichkeitsklagen
	3.10.10.1	Anfechtungsklage
	3.10.10.2	Klage auf Feststellung der Nichtigkeit
	3.10.10.3	Anhebung von Verantwortlichkeitsklagen
	3.10.10.4	Klage auf Rückerstattung

	3.10.11	Erteilung von Auskünften ausserhalb der Generalversammlung
	3.10.12	Abgabe von Patronatserklärungen
	3.10.12.1	Wesen der Patronatserklärung
	3.10.12.2	Rechtsnatur und -wirkung
	3.10.12.3	Offenlegung in der Finanzberichterstattung

	3.10.13	Offenlegungs- und Angebotspflicht bei börsenkotierten Gesellschaften
	3.10.13.1	Allgemeines zur Offenlegungs- und Angebotspflicht
	3.10.13.2	Der Verwaltungsrat als organisierte Gruppe



	4.	Zivilrechtliche Verantwortlichkeit
	4.1	Allgemeines
	4.1.1	Grundlagen für die zivilrechtliche Verantwortlichkeit
	4.1.1.1	Formelle und materielle Grundlagen
	4.1.1.2	Schaden
	4.1.1.3	Pflichtwidriges Verhalten
	4.1.1.4	Adäquater Kausalzusammenhang
	4.1.1.5	Verschulden

	4.1.2	Unterschied zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit
	4.1.3	Bedeutung der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit
	4.1.4	Umfang der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit
	4.1.4.1	In personeller Hinsicht
	4.1.4.2	In materieller Hinsicht
	4.1.4.3	In zeitlicher Hinsicht

	4.1.5	Durchsetzung
	4.1.5.1	Vorbemerkung
	4.1.5.2	Aktivlegitimation
	4.1.5.3	Passivlegitimation
	4.1.5.4	Zuständigkeit
	4.1.5.5.	Defensivtaktiken
	4.1.5.6	Vollstreckung des Urteils

	4.1.6	Zivilrechtliche Verantwortlichkeit des faktischen Organs
	4.1.7	Einredemöglichkeiten der Verwaltungsräte

	4.2	Prospekthaftung
	4.2.1	Gesetzliche Grundlagen
	4.2.1.1	Neuregelung in Art. 69 FIDLEG

	4.2.1.2	Anwendungsbereich
	4.2.1.3	Sonderfragen
	4.2.2	Klagevoraussetzungen
	4.2.2.1	Allgemeines
	4.2.2.2	Schaden
	4.2.2.3	Widerrechtlichkeit
	4.2.2.4	Adäquater Kausalzusammenhang
	4.2.2.5	Verschulden
	4.2.2.6	Aktivlegitimation
	4.2.2.7	Passivlegitimation

	4.2.3	Kasuistik

	4.3	Gründungshaftung
	4.3.1	Gesetzliche Grundlagen
	4.3.1.1	Die Regelung des Art. 753 OR
	4.3.1.2	Das Gründungsstadium einer Aktiengesellschaft
	4.3.1.3	Die massgebenden Handlungen

	4.3.2	Klagevoraussetzungen
	4.3.2.1	Aktivlegitimation
	4.3.2.2	Passivlegitimation
	4.3.2.3	Die übrigen Klagevoraussetzungen

	4.3.3	Kasuistik
	4.3.3.1	Keine Haftung mangels Kausalzusammenhang
	4.3.3.2	Haftung wegen Nichteinbringung dieser Sacheinlage
	4.3.3.3	Haftung wegen Verletzung der Sacheinlagevorschriften


	4.4	Haftung aus Verwaltung und Geschäftsführung
	4.4.1	Gesetzliche Grundlagen
	4.4.1.1	Die Regelung von Art. 754 OR
	4.4.1.2	Sorgfaltspflichtverletzung

	4.4.2	Klagevoraussetzungen
	4.4.2.1	Aktiv- und Passivlegitimation
	4.4.2.2	Möglichkeit der Haftungsbefreiung
	4.4.2.3	Die übrigen Klagevoraussetzungen

	4.4.3	Kasuistik

	4.5	Haftung nach Fusionsgesetz
	4.6	Haftung für öffentlich-rechtliche Forderungen
	4.6.1	Steuerrecht
	4.6.1.1	Allgemein
	4.6.1.2	Verrechnungssteuer
	4.6.1.3 	Direkte Bundessteuer
	4.6.1.4 	Weitere Steuerarten
	4.6.1.5 	Beispiel eines Mantelhandels
	4.6.1.6 	Beispiel einer faktischen Liquidation

	4.6.2	Sozialversicherungsrecht
	4.6.2.1 	Allgemeines
	4.6.2.2 	Die Haftpflichtigen
	4.6.2.3	Schaden
	4.6.2.4	Die Pflichtverletzung und das Verschulden
	4.6.2.5	Adäquater Kausalzusammenhang
	4.6.2.6	Beispiel eines Rechtfertigungsgrundes
	4.6.2.7	Beispiel der Wirkung einer Demission
	4.6.2.8	Beispiel einer Haftung ausserhalb eines Konkurses

	4.6.3	Umweltschutzrecht
	4.6.4	Übrige öffentlich-rechtliche Belange

	4.7	Weitere Haftungstatbestände
	4.7.1	Haftung des Verwaltungsrats in öffentlichen Unternehmen
	4.7.2	Haftung aus Vertrag
	4.7.3	Haftung aus unerlaubter Handlung
	4.7.4	Übrige Haftungstatbestände

	4.8	Haftungssolidarität und Rückgriff
	4.8.1	Gesetzliche Grundlage
	4.8.2	Solidarität
	4.8.2.1 	Die Regelung von Art. 759 OR
	4.8.2.2 	Beispiel

	4.8.3	Rückgriff


	5.	Strafrechtliche Verantwortlichkeit
	5.1	Bedeutung und Besonderheiten
	5.1.1	Bedeutung
	5.1.2	Verantwortlichkeit der Organe und des Unternehmens selbst
	5.1.3	Verwaltungsstrafrecht

	5.2	Mögliche Straftatbestände
	5.2.1	Überblick
	5.2.2	Allgemeine Vermögensdelikte
	5.2.2.1	Ungetreue Geschäftsbesorgung
	5.2.2.2	Missbrauch von Lohnabzügen
	5.2.2.3	Ausnützung vertraulicher Tatsachen, Kursmanipulation
	5.2.2.4	Geheimnisverletzung
	5.2.2.5	Gläubigerbevorzugung

	5.2.3	Finanz- und Kapitalmarktstrafrecht
	5.2.3.1	Zweck
	5.2.3.2	Insiderhandel
	5.2.3.3	Kursmanipulation

	5.2.4	Geldwäschereistrafrecht
	5.2.5	Insolvenzstrafrecht
	5.2.5.1	Zweck
	5.2.5.2	Betrügerischer Konkurs und Pfändungsbetrug
	5.2.5.3 	Gläubigerschädigung durch Vermögensminderung
	5.2.5.4	Bevorzugung eines Gläubigers

	5.2.6	Bilanzstrafrecht
	5.2.7	Geheimnisschutz- und Spionagestrafrecht
	5.2.7.1	Zweck
	5.2.7.2	Verletzung des Fabrikations- und Geschäftsgeheimnisses
	5.2.7.3	Wirtschaftlicher Nachrichtendienst

	5.2.8	Wettbewerbsstrafrecht
	5.2.8.1	Unlauterer Wettbewerb
	5.2.8.2	Verletzung der Pflicht zur Preisbekanntgabe an Konsumenten

	5.2.9	Kartellstrafrecht
	5.2.10	Korruptionsstrafrecht
	5.2.10.1	Entwicklung
	5.2.10.2	Tatbestände

	5.2.11	Immaterialgüterstrafrecht
	5.2.12	Wirtschaftslenkungsstrafrecht
	5.2.13	Steuerstrafrecht

	5.3	Besonderheiten des Strafverfahrens
	5.3.1	Unschuldsvermutung
	5.3.2	Vergleich und Klagerückzug
	5.3.3	Kostenfolge
	5.3.4	Adhäsionsweise Zivilklage
	5.3.5	Besondere Verfahrensarten


	6.	Haftungsprävention
	6.1	Allgemeines
	6.1.1	Begriff und Bedeutung der Haftungsprävention
	6.1.2	Zivilrechtliche und strafrechtliche Haftungsprävention
	6.1.3	Zulässigkeit der Haftungsprävention

	6.2	Generelle Möglichkeiten der Haftungsprävention
	6.2.1	Allgemeines
	6.2.1.1	Zeitliche Unterteilung
	6.2.1.2	Massnahmen vor der Mandatsannahme
	6.2.1.3	Massnahmen bei der Mandatsausübung
	6.2.1.4	Massnahmen nach der Mandatsniederlegung

	6.2.2	Auswahl der Gesellschaft
	6.2.3	Zusammensetzung des Verwaltungsrats
	6.2.4	Organisation
	6.2.5	Vermeidung einer faktischen Organschaft

	6.3	Spezielle Präventionsmöglichkeiten
	6.3.1	Mandatsvertrag
	6.3.2	Versicherungen für Verwaltungsräte
	6.3.3	Entlastungsbeschluss
	6.3.3.1	Die gesetzliche Regelung des Art. 758 OR
	6.3.3.2	Wirkungen der Entlastung
	6.3.3.3	Wirkungen der Beschlussdelegation
	6.3.3.4	Beispiel einer Einzelfall-Décharge
	6.3.3.5	Beispiel einer Décharge durch Erben

	6.3.4	Ehevertrag

	6.4	Risikomanagement auf Stufe Verwaltungsrat
	6.4.1	Grundlagen
	6.4.1.1	Notwendigkeit des Risikomanagements
	6.4.1.2	Entwicklungstendenzen des Risikomanagements
	a)	Vom unsystematischen zum vollintegrierten Risikomanagementsystem
	b)	Vom Einzelrisiko zur Gesamtbetrachtung

	6.4.1.3	Gesetzliche Grundlagen des Risikomanagements
	a)	Obligationenrecht
	b)	Bankenrecht

	6.4.1.4	Begriffe
	a)	Risiko und Sicherheit
	b)	Risikomanagement und Risk Controlling


	6.4.2	Risikomanagement als Führungsaufgabe
	6.4.2.1	Risikomanagement als Kreislauf
	6.4.2.2	Festlegung der Risikomanagementstrategie
	6.4.2.3	Risikoidentifikation (Erkennen und Erfassen der Risiken)
	6.4.2.4	Risk Assessment (Risikoanalyse, Risikobewertung und Risikoaggregation)
	6.4.2.5	Risikokommunikation/-berichterstattung
	a)	Allgemeines
	b)	Interne Berichterstattung
	c)	Externe Berichterstattung

	6.4.2.6	Risikosteuerung
	6.4.2.7	Überwachung und Anpassung des Risikomanagements
	a)	Prozessabhängige Überwachung
	b)	Prozessunabhängige Überwachung


	6.4.3	Einführung eines Risikomanagement-Prozesses
	6.4.4	Organisation des Risikomanagements
	6.4.4.1	Organisation auf Stufe Verwaltungsrat
	6.4.4.2	Organisation auf Stufe Geschäftsführung
	6.4.4.3	Risikomanagement im Konzern


	6.5	Notfallmanagement
	6.5.1	Ziele
	6.5.2	Prozess des Notfallmanagements
	6.5.3	Abgrenzung Störung, Notfall und Krise
	6.5.4	Verantwortung
	6.5.5	Inhalt der Leitlinie zum Notfallmanagement
	6.5.6	Alarmierung
	6.5.6.1	Alarm- oder Eskalationsstufen
	6.5.6.2	Alarmierungs- und Eskalationsverfahren
	6.5.6.3	Sofortmassnahmen

	6.5.7	Krisenkommunikation
	6.5.7.1	Interne Krisenkommunikation
	6.5.7.2	Externe Krisenkommunikation
	a)	Organisatorische Strukturen
	b)	Kommunikationsstrategie
	c)	Grundsätze der Krisenkommunikation
	d)	Hilfsmittel und Technik




	7.	Verwaltungsrat und Generalversammlung
	7.1	Allgemeines zur GV
	7.1.1	Kompetenzen der Generalversammlung
	7.1.2	Abgrenzung der Kompetenzen von GV und Verwaltungsrat

	7.2	Vorbereitung der Generalversammlung
	7.2.1	Vorbereitungspflichten des VR
	7.2.2	Prüfung von Minderheitsbegehren auf Einberufung und Traktandierung
	7.2.3	Vorprüfung von Statutenänderungen
	7.2.4	Einberufung der Generalversammlung
	7.2.4.1	Pflicht des VR zur Einberufung
	7.2.4.2	Adressaten der Einberufung
	7.2.4.3	Form der Einberufung
	7.2.4.4	Fristen der Einberufung
	7.2.4.5	Einberufung zur Universalversammlung

	7.2.5	Art der Bekanntgabe der Information
	7.2.6	Inhalt der Einberufung
	7.2.6.1	Ort der Generalversammlung
	a)	Festlegung des Tagungsortes durch den Verwaltungsrat
	b)	Tagungsort im Ausland
	c)	Gerichtliche Zuständigkeit bei ausländischem Tagungsort
	d)	Mehrere Tagungsorte
	e)	Physischer Tagungsort und Teilnahme via Internet

	7.2.6.2	Zeitpunkt der Generalversammlung
	7.2.6.3	Traktandenliste
	7.2.6.4	Bekanntgabe der Anträge
	7.2.6.5	Hinweis auf Geschäfts- und Revisionsbericht
	7.2.6.6	Anordnungen zur Kontrolle der Stimmberechtigung
	a)	Festsetzung eines Stichtages zur Stimmrechtsermittlung bei Namenaktien
	b)	Hinterlegung von Inhaberaktien (und allenfalls Partizipationsscheinen)
	c)	Regelung der individuellen Stimmrechtsvertretung
	d)	Regelung der institutionellen Stimmrechtsvertretung

	7.2.6.7	Berücksichtigung der Partizipanten
	7.2.6.8	Teilnahme von Mitgliedern des Verwaltungsrats ohne Aktionärseigenschaft
	7.2.6.9	Einbindung einer allfälligen Sonderuntersuchung

	7.2.7	Änderung und Widerruf der Einberufung
	7.2.7.1	Änderung der Einberufung
	7.2.7.2	Widerruf der Einberufung

	7.2.8	Rechtsfolgen einer mangelhaften Einberufung
	7.2.9	Vorbereitung auf Eventualitäten

	7.3	Durchführung der Generalversammlung
	7.3.1	Teilnehmerkreis
	7.3.1.1	Grundsatz
	7.3.1.2	Teilnahmepflicht des Verwaltungsrats
	7.3.1.3	Teilnahmepflicht der Revisionsstelle
	7.3.1.4	Teilnahmepflicht einer Urkundsperson
	7.3.1.5	Teilnahme der Aktionäre
	7.3.1.6	Teilnahme von Nichtaktionären

	7.3.2	Virtuelle Generalversammlung
	7.3.2.1	Gesetzliche Voraussetzungen zur Verwendung elektronischer Mittel
	7.3.2.2	Statutarische und reglementarische Voraussetzungen
	7.3.2.3	Identifikation der teilnehmenden Aktionäre
	7.3.2.4	Durchführung der virtuellen Generalversammlung im engeren Sinn
	7.3.2.5	Technische Probleme und Cyber-Angriffe
	7.3.2.6	Öffentliche Beurkundung von Generalversammlungsbeschlüssen

	7.3.3	Vertretung an der Generalversammlung
	7.3.4	Konstituierung der Generalversammlung
	7.3.5	Leitung der Generalversammlung
	7.3.6	Behandlung der Traktanden
	7.3.7	Abstimmung
	7.3.7.1	Grundprinzip
	7.3.7.2	Ausnahmen
	a)	Aktienstimmen
	b)	Eigene Aktien
	c)	Nicht einbezahlte Aktien
	d)	Entlastungsbeschluss
	e)	Statutarische Beschränkungen
	f)	Aktionärbindungsverträge

	7.3.7.3	Durchführung der Abstimmung
	7.3.7.4	Quorumsvorschriften

	7.3.8	Protokoll der Generalversammlung
	7.3.9	Zum unabhängigen Stimmrechtsvertreter
	7.3.9.1	Wahl und Wählbarkeit
	7.3.9.2	Amtsdauer und Abberufung
	7.3.9.3	Erteilung von Vollmachten und Weisungen
	7.3.9.4	Administration
	7.3.9.5	Weisungsgebundenheit
	7.3.9.6	Stimmgeheimnis
	7.3.9.7	Erste Erfahrungen


	7.4	Auskunfts- und Informationspflicht
	7.4.1	Auskunftspflicht des Verwaltungsrats an der Generalversammlung
	7.4.2	Auskunfts- und Einsichtsrecht ausserhalb der Generalversammlung

	7.5	Sonderuntersuchung
	7.5.1	Wesen und Bedeutung
	7.5.2	Voraussetzungen und Verfahren
	7.5.3	Verhalten bei einer Sonderuntersuchung
	7.5.4	Konsequenzen der Sonderuntersuchung

	7.6	Verhalten bei Übernahmen
	7.6.1	Motive für Übernahmen
	7.6.2	Interessenkonflikte
	7.6.3	Übernahmerecht bei kotierten Gesellschaften
	7.6.3.1	Gesetzliche Grundlagen
	7.6.3.2	Übernahmerecht
	a)	Ziel der Regelung
	b)	Die wesentlichsten Regelungen aus Sicht der Zielgesellschaft


	7.6.4	Pflichten des Verwaltungsrats bei kotierter Zielgesellschaft
	7.6.4.1	Langfristige Vorkehrungen
	a)	Abstimmung mit der Unternehmensstrategie
	b)	Präventive Vorkehrungen

	7.6.4.2	Sofortmassnahmen
	7.6.4.3	Schriftliche Stellungnahme zum Angebot
	a)	Stellungnahme zu den Angaben im Angebotsprospekt
	b)	Stellungnahme zu den Absichten der bedeutenden Aktionäre.
	c)	Angabe von Abwehrmassnahmen
	d)	Angabe von Interessenkonflikten von Mitgliedern des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung

	7.6.4.4	Spätere Anpassungen
	7.6.4.5	Ausserordentliche Generalversammlung
	7.6.4.6	Weitere Gebote für den Verwaltungsrat
	a)	Gleichbehandlungspflicht
	b)	Mitteilungspflicht hinsichtlich der beabsichtigten Massnahmen
	c)	Verschärfte Meldepflicht über Transaktionen in Aktien der Zielgesellschaft
	d)	Fairnessgebot, nicht Neutralitätspflicht

	7.6.4.7	Verbot bestimmter Massnahmen
	a)	Börsenrechtliche Verbote
	b)	Aktienrechtliche Verbote

	7.6.4.8	Zulässige Abwehrmassnahmen
	a)	Präventive Abwehrmassnahmen (vor dem Bekanntwerden des öffentlichen Kaufangebots).
	b)	Abwehrmassnahmen nach Bekanntwerden des Angebots


	7.6.5	Abwehrmassnahmen bei nicht kotierten Gesellschaften
	7.6.6	Exkurs zum Anbieter bei kotierten Gesellschaften
	7.6.6.1	Rechtliche Grobbeurteilung der Zielgesellschaft
	7.6.6.2	Aufbau von Beteiligungen
	7.6.6.3	Letter of Intent
	7.6.6.4	Voranmeldung oder direktes Übernahmeangebot
	7.6.6.5	Festsetzung des Angebotspreises unter dem Aspekt der Gleichbehandlung
	7.6.6.6	Bedingungen
	7.6.6.7	Squeeze-out und Dekotierung
	a)	Kraftloserklärung («Squeeze-out»)
	b)	Squeeze-out Merger
	c)	Dekotierung



	7.7	Aktionärbindungsverträge
	7.7.1	Bedeutung und Rechtsgrundlagen
	7.7.2	Relevanz für den Verwaltungsrat
	7.7.3	Der Verwaltungsratspräsident als Koordinationsstelle
	7.7.4	Regelungen zur Übertragung von Aktien
	7.7.5	Vertragliche Quoren
	7.7.6	Ausübung des Stimmrechts


	8.	Verwaltungsrat und Revisionsstelle
	8.1	Funktion der Revisionsstelle
	8.1.1	Allgemeines
	8.1.2	Informations- und Bestätigungsfunktion
	8.1.2.1	Selbstschutz für das Unternehmen und dessen Leitungsorgane
	8.1.2.2	Entscheidungsbasis für die Aktionäre
	8.1.2.3	Kapitalschutz für die Gläubiger
	8.1.2.4	Information für die übrigen Interessierten

	8.1.3	Prävention
	8.1.4	Detektivfunktion
	8.1.5	Revisionsstelle als sekundäres Organ
	8.1.6	Grenzen der Revision

	8.2	Gesetzliche Revisionspflicht
	8.2.1	Differenzierte Revisionspflicht
	8.2.1.1	Differenzierte Prüfpflicht
	8.2.1.2	Art der Revision
	a)	Höherer Grad der Zusicherung bei ordentlicher Revision
	b)	Prüfung der Existenz des internen Kontrollsystems (IKS) bei ordentlicher Revision
	c)	Raschere Feststellung und Behebung von Fehlern und Gesetzesverstössen
	d)	Bessere Ausgangslage bei künftigem Wachstum und Umstrukturierungen


	8.2.2	Wahlrechte und Gestaltungsmöglichkeiten
	8.2.2.1	Opting-up (Einführung einer ordentlichen Revision)
	8.2.2.2	Opting-out (gänzlicher Verzicht auf eine Revision)
	8.2.2.3	Opting-down (Verzicht auf gewisse Anforderungen an die Revisionsstelle)
	8.2.2.4	Opting-in
	8.2.2.5	Weitere Gestaltungsmöglichkeiten


	8.3	Anforderungen an die Revisionsstelle
	8.3.1	Formelle Voraussetzungen
	8.3.2	Differenzierte Anforderungen an die Revisionsstelle
	8.3.3	Zulassung
	8.3.4	Voraussetzungen an Integrität, Ausbildung und Erfahrung
	8.3.5	Unabhängigkeit
	8.3.5.1	Einführung
	8.3.5.2	Gesetzliche Vorschriften zur Unabhängigkeit bei der ordentlichen Revision
	8.3.5.3	Gesetzliche Vorschriften zur Unabhängigkeit bei der eingeschränkten Revision
	8.3.5.4	Zusätzliche Vorschriften zur Unabhängigkeit bei der Prüfung von Gesellschaften des öffentlichen Interesses
	8.3.5.5	Gesetzliche Vorschriften zur Unabhängigkeit bei der freiwilligen Revision
	8.3.5.6	Umsetzung der Unabhängigkeitsvorschriften

	8.3.6	Weitere Anforderungen an eine Revisionsstelle
	8.3.6.1	Verschwiegenheit
	8.3.6.2	Branchenerfahrung
	8.3.6.3	Einbindung in ein (internationales) Netzwerk
	8.3.6.4	Finanzielle Sicherheiten und Reputation


	8.4	Wahl der Revisionsstelle
	8.4.1	Allgemeines
	8.4.2	Auswahl
	8.4.2.1	Auswahlverfahren
	8.4.2.2	Auswahlkriterien
	a)	Qualität der Prüfung: Angaben zum Prüfungsansatz
	b)	Informationen zum Revisionsunternehmen
	c)	Der vorgesehene Revisionsleiter und sein Team
	d)	Effektive Kommunikation mit VR/AC und Art der geplanten Berichterstattung
	e)	Honorar

	8.4.2.3	Verschwiegenheit in der Auswahlphase

	8.4.3	Traktandierung der Wahl und Wahlvorschlag
	8.4.4	Wahl an der Generalversammlung
	8.4.5	Annahme der Wahl
	8.4.6	Handelsregistereintrag
	8.4.7	Amtsdauer
	8.4.7.1	Gesetzliche Grundlagen
	8.4.7.2	Beginn
	8.4.7.3	Ende
	a)	Arten der Beendigung
	b)	Ablauf der Amtsdauer ohne Wiederwahl
	c)	Rücktrittserklärung
	d)	Abberufung bzw. Entzug der Zulassung
	e)	Aktenrückgabe



	8.5	Hauptaufgaben der Revisionsstelle bei der ordentlichen Revision
	8.5.1	Prüfung des Abschlusses
	8.5.1.1	Prüfungsauftrag
	8.5.1.2	Prüfungsgegenstand Rechnungslegung allgemein
	8.5.1.3	Prüfungsgegenstände und -themen im Einzelnen
	a)	Ordnungsmässigkeit der Buchführung
	b)	Zutreffen der Annahme zur Unternehmensfortführung 
(Going-Concern-Prämisse)
	c)	Einhaltung der Grundsätze ordnungsmässiger Rechnungslegung
	d)	Einhaltung von Mindestgliederungsvorschriften und Offenlegungsvorschriften
	e)	Einhaltung von Bewertungsvorschriften
	f)	Prüfung des Bestands und der Veränderung der stillen Reserven
	g)	Einhaltung der Kapitalschutzvorschriften
	h)	Transaktionen mit nahestehenden Personen: Einhaltung von Bewertungsvorschriften
	i)	Einhaltung von besonderen Einzelvorschriften

	8.5.1.4	Abgrenzung des Prüfungsgegenstands

	8.5.2	Prüfung des Gewinnverwendungsantrags des Verwaltungsrats
	8.5.2.1	Allgemeine Regelung
	8.5.2.2	Spezialfälle
	a)	Aufschieben des Antrags betr. Gewinnverwendung
	b)	Zwischendividende


	8.5.3	Prüfung der Existenz eines internen Kontrollsystems (IKS)
	8.5.3.1	Grundlagen
	8.5.3.2	Prüfung der Existenz des IKS
	8.5.3.3	Berichterstattung über die Prüfung der Existenz des IKS
	a)	Berichterstattung zum IKS an die Generalversammlung
	b)	Berichterstattung zum IKS an den Verwaltungsrat


	8.5.4	Berichterstattung über die Abschlussprüfung an die Generalversammlung
	8.5.4.1	Gesetzliche Grundlagen
	8.5.4.2	Vom Standardtext zum individuellen Vermerk des Abschlussprüfers
	a)	Anpassung der Prüfungsstandards über die Berichterstattung an die Generalversammlung
	b) 	Wichtigste Änderungen
	c) 	Besonders wichtige Prüfungssachverhalte (Key Audit Matters, KAM)
	d)	Sonstige Informationen im Geschäftsbericht
	e) 	Kommunikation
	f) 	Aufbau des zusammenfassenden Berichts über die Revision/Vermerk

	8.5.4.3	Modifikationen im Prüfungsurteil
	8.5.4.4	Hervorhebungen eines Sachverhalts
	8.5.4.5	Hinweise
	8.5.4.6	Empfehlung zur Abnahme oder Rückweisung der Jahresrechnung

	8.5.5	Umfassende Berichterstattung an den Verwaltungsrat
	8.5.5.1	Schriftlicher umfassender Bericht an den Verwaltungsrat
	a)	Grundlagen
	b) 	Zweck
	c) 	Inhalt

	8.5.5.2	Ergänzende mündliche Berichterstattung
	8.5.5.3	Ergänzende schriftliche Berichterstattung

	8.5.6	Anzeigepflichten
	8.5.6.1	Meldung von Verstössen an den Verwaltungsrat
	8.5.6.2	Meldung von wesentlichen Verstössen an die Generalversammlung

	8.5.7	Teilnahme und Auskunftserteilung an der Generalversammlung
	8.5.7.1	Teilnahme
	8.5.7.2	Auskunftspflicht an der Generalversammlung

	8.5.8	Ersatzweise Handlungspflichten
	8.5.8.1	Ersatzweise Einberufung der Generalversammlung
	8.5.8.2	Ersatzweise Benachrichtigung des Gerichts bei offensichtlicher Überschuldung
	a)	Grundlage
	b)	Ersatzweise Benachrichtigung des Gerichts


	8.5.9	Geheimhaltungspflicht

	8.6	Hauptaufgaben der Revisionsstelle bei der eingeschränkten Revision
	8.6.1	Gesetzliche Grundlage
	8.6.2	Unabhängigkeit, Mitwirkung bei der Buchführung, andere Dienstleistungen
	8.6.3	Eingeschränkte Revision der Jahresrechnung
	8.6.3.1	Ziel der eingeschränkten Revision
	8.6.3.2	Prüfungsvorgehen

	8.6.4	Eingeschränkte Prüfung des Antrags der Verwendung des Bilanzgewinns
	8.6.5	Berichterstattung an die Generalversammlung
	8.6.6	Ersatzweise Benachrichtigung des Gerichts
	8.6.7	Allenfalls Anwesenheit an der Generalversammlung
	8.6.8	Ersatzweise Pflicht zur Einberufung einer Generalversammlung
	8.6.9	Geheimhaltungspflicht

	8.7	Übrige gesetzliche Prüfpflichten
	8.7.1.	Allgemeines
	8.7.1.1	Zulassungsanforderungen an den Prüfer
	8.7.1.2	Anforderungen bezüglich der Unabhängigkeit des Prüfers
	8.7.1.3	Anzuwendende Prüfungsstandards

	8.7.2	Gründungsprüfung
	8.7.3	Kapitalerhöhungsprüfung
	8.7.3.1	Allgemeines
	8.7.3.2	Prüfung bei der ordentlichen Kapitalerhöhung
	8.7.3.3	Prüfung bei der bedingten Kapitalerhöhung

	8.7.4	Kapitalherabsetzungsprüfung
	8.7.5	Umstrukturierungsprüfungen
	8.7.5.1	Vorgesehene Prüfungen und Bestätigungen
	8.7.5.2	Die Rechtstellung des Umstrukturierungsprüfers und seine Unabhängigkeit
	8.7.5.3	Unabhängigkeit des Umstrukturierungsprüfers

	8.7.6	Prüfung des Zwischenabschlusses gem. Art. 725b OR
	8.7.6.1	Grundlage
	8.7.6.2	Prüfung des Zwischenabschlusses durch die Revisionsstelle
	8.7.6.3	Berichterstattung der Revisionsstelle

	8.7.7	Prüfungen im Bereich Vergütungen
	8.7.7.1 	Prüfung des Vergütungsberichts bei kotierten Gesellschaften
	8.7.7.2	Überprüfung von Lohngleichheitsanalysen

	8.7.8	Liquidationsprüfung

	8.8	Rechte der Revisionsstelle
	8.8.1	Informationsrecht: umfassende Auskunfts- und Meldepflicht des Verwaltungsrats
	8.8.1.1	Gesetzliche Grundlage und Verantwortlichkeit
	8.8.1.2	Vollständigkeits-/Bilanzerklärung

	8.8.2	Recht auf Entschädigung
	8.8.3	Recht auf Selbständigkeit
	8.8.4	Rücktrittsrecht

	8.9	Verantwortlichkeit der Revisionsstelle
	8.9.1	Einleitung
	8.9.2	Gesetzliche Grundlagen für zivilrechtliche Verantwortlichkeit
	8.9.3	Klageberechtigung
	8.9.4	Schaden
	8.9.5	Pflichtverletzung
	8.9.6	Adäquater Kausalzusammenhang
	8.9.7	Verschulden
	8.9.8	Weitere Aspekte zivilrechtlicher Verantwortlichkeit
	8.9.8.1	Reduktion
	8.9.8.2	Solidarität/Regress
	8.9.8.3	Verjährung

	8.9.9	Strafrechtliche Verantwortlichkeit


	9.	Der Verwaltungsrat im Konzern
	9.1	Ausgangslage
	9.2	Gründe für die Konzernbildung
	9.3	Zum Wesen des Konzerns
	9.3.1	Neue Rechnungslegung: Übergang zum Kontrollprinzip
	9.3.2	Konzernbegriff
	9.3.3	Gelöste und ungelöste Fragestellungen

	9.4	Eingliederung und Organisation
	9.4.1	Problematik
	9.4.2	Kompetenzdelegation an die Obergesellschaft oder eine Managementgesellschaft
	9.4.3	Eingliederung der Untergesellschaft in den Konzern

	9.5	Der Verwaltungsrat in der Konzernobergesellschaft
	9.5.1	Kompetenzdelegation bzw. -attraktion in der Konzernobergesellschaft
	9.5.2	Aufgaben des Verwaltungsrats in der Konzernobergesellschaft bei hoher Kompetenzattraktion
	9.5.3	Durchsetzungsmittel der Konzernleitung bei Kompetenzattraktion
	9.5.4	Besetzung des Verwaltungsrats der Konzerntochtergesellschaft

	9.6	Stellung des Verwaltungsrats in der Konzerntochtergesellschaft
	9.6.1	Wahl
	9.6.2	Kompetenzdelegation an die Obergesellschaft oder eine Managementgesellschaft
	9.6.3	Residuelle Aufgaben des Verwaltungsrats der Konzerntochtergesellschaft
	9.6.4	Umsetzungsfragen
	9.6.4.1	Gegenseitige Information
	9.6.4.2	Beschlussfassung
	9.6.4.3	Verkürzte Unterstellungsverhältnisse
	9.6.4.4	Weisungen von der herrschenden Gesellschaft (Konzernweisungen)
	9.6.4.5	Verfolgung von Konzerninteressen

	9.6.5	Mandatsverträge

	9.7	Der Verwaltungsrat bei bedeutendem aussenstehendem Aktionariat
	9.7.1	Das Aushandlungskonzept
	9.7.2	Missbrauch bzw. Pflichtverletzung des Verwaltungsrats im Konzern

	9.8	Aktienrechtliche Verantwortlichkeit
	9.8.1	Vorbemerkungen
	9.8.2	Haftungsgrundsätze

	9.9	Sonderfragen
	9.9.1	Zur Institutionalisierung einer Konzernstruktur
	9.9.1.1	Abstimmung des Gesellschaftszwecks auf das Konzernverhältnis
	9.9.1.2	Delegation von gesetzlichen Kompetenzen
	9.9.1.3	Allfällige weitere Statutenänderungen
	9.9.1.4	Stellung von Minderheitsaktionären
	9.9.1.5	Stellung von Gläubigern

	9.9.2	Darlehen in Konzernverhältnissen
	9.9.2.1	Darlehen von der Obergesellschaft an die Konzernuntergesellschaften
	9.9.2.2	Darlehen von Konzernuntergesellschaften an die Obergesellschaft
	9.9.2.3	Cash Pooling

	9.9.3	Patronatserklärungen für Konzerngesellschaften
	9.9.4	Wechselseitige Beteiligungen
	9.9.5	Konzernklauseln
	9.9.6	Haftung aus Konzernvertrauen
	9.9.7	Internationale Konzernsachverhalte


	10.	Der Verwaltungsrat und Corporate Governance
	10.1	Begriff und Wesen der Corporate Governance
	10.1.1	Entstehung des Begriffs Corporate Governance
	10.1.2	Begriff der Corporate Governance
	10.1.3	Doppelte Ebene der Corporate Governance
	10.1.4	Mehrwert durch Corporate Governance

	10.2	Internationale Entwicklung der Corporate Governance
	10.2.1	Entwicklung in den USA
	10.2.2	Entwicklung in Grossbritannien
	10.2.3	Entwicklung in der EU
	10.2.3.1	Aktionärsrechte
	a)	Identifizierung der Aktionäre (Know Your Shareholder)
	b)	Übermittlung von Informationen und Erleichterung der Ausübung von Aktionärsrechten
	c)	Transparenzpflichten von institutionellen Anlegern, Vermögensverwaltern und Stimmrechtsberatern
	d)	Mitspracherechte der Aktionäre bei der Vergütungspolitik

	10.2.3.2	Abschlussprüfer
	10.2.3.3	EU Finanzberichterstattung
	10.2.3.4	Nicht-Finanzinformationen
	10.2.3.5	Umsetzung in den Mitgliedländer

	10.2.4	Die Entwicklung in der OECD
	10.2.4.1 	OECD Leitsätze für multinationale Unternehmen
	10.2.4.2	G20/OECD-Grundsätze der Corporate Governance (2015)


	10.3	Corporate Governance in der Schweiz
	10.3.1.	Die Entwicklung von Corporate Governance in der Schweiz
	10.3.2	Grundsatz des «Comply or Explain»
	10.3.3	Swiss Code of Best Practice for Corporate Governance (SCBP)
	10.3.4	Richtlinie Corporate Governance (RLCG)
	10.3.5	Expertenbericht Corporate Governance

	10.4	Einzelfragen zur Corporate Governance
	10.4.1	Verwaltungsrats- oder Aufsichtsratssystem
	10.4.2	Doppelstellung: Mitglied des Verwaltungsrats – Mitglied der Geschäftsleitung
	10.4.3	Doppelstellung Verwaltungsratspräsident – CEO 
(Chef der Geschäftsleitung)
	10.4.4	Kapitalstruktur: one share – one vote
	10.4.4.1	Ausgangslage
	a)	Stimmrechtsaktien
	b)	Partizipationsscheine
	c)	Vinkulierungsbeschränkungen

	10.4.4.2	Kritik
	10.4.4.3	Folgerungen

	10.4.5	Genehmigung von Verwaltungsratsentscheiden durch die Generalversammlung
	10.4.6	Diversität im Verwaltungsrat
	10.4.6.1	Ausgangslage
	10.4.6.2	Aktienrechtliche Regelung
	10.4.6.3	Beurteilung

	10.4.7	Lohngleichheit von Mann und Frau
	10.4.7.1	Ausgangslage
	10.4.7.2	Gesetzliche Regelung
	10.4.7.3	Beurteilung

	10.4.8	Regulierung der Stimmrechtsberater
	10.4.8.1	Ausgangslage
	10.4.8.2	Richtlinien
	10.4.8.3	Beurteilung

	10.4.9	Stimmgeheimnis des unabhängigen Stimmrechtsvertreters
	10.4.9.1	Ausgangslage
	10.4.9.2	Aktienrechtsrevision
	10.4.9.3	Würdigung

	10.4.10	Senkung von Schwellenwerten
	10.4.10.1	Ausgangslage
	10.4.10.2	Aktienrechtsrevision 2020
	10.4.10.3	Beurteilung


	10.5	Bedeutung von Corporate Governance für nicht kotierte Gesellschaften und KMU
	10.5.1	Charakteristika und Herausforderungen für KMU
	10.5.1.1	Charakteristika der KMU
	10.5.1.2	Herausforderungen für KMU

	10.5.2	Notwendigkeit der Corporate Governance
	10.5.3 	Die Oberleitung und Oberaufsicht durch den Verwaltungsrat
	10.5.3.1	Aufgaben des Verwaltungsrats
	10.5.3.2	Zusammensetzung des Verwaltungsrats
	10.5.3.3	Grösse des Verwaltungsrats
	10.5.3.4	Vertretung der massgeblichen Gruppen im Verwaltungsrat
	10.5.3.5	Unabhängige Verwaltungsratsmitglieder
	10.5.3.6	Arbeitsweise und Organisation
	10.5.3.7	Ausschüsse und Delegierte
	10.5.3.8	Vergütung von VR und GL

	10.5.4	Verhältnis Verwaltungsrat zur Geschäftsleitung
	10.5.4.1	Personelle Trennung VR–GL
	10.5.4.2	Trennung Verwaltungsratspräsident–Geschäftsleiter (CEO)
	10.5.4.3	Organisationsreglement

	10.5.5.	Einsatz von Führungsinstrumenten
	10.5.5.1	Unternehmensleitbild
	10.5.5.2	Planung/Management Information System
	10.5.5.3	Externe Finanzberichterstattung
	10.5.5.4	Revisionsstelle
	10.5.5.5	Leistungsbeurteilung

	10.5.6	Verhältnis zu den Anleger-/Minderheitsaktionären
	10.5.6.1	Gleichbehandlungsgebot
	10.5.6.2	Angemessenen Information der Anleger-/Minderheitsaktionäre
	10.5.6.3	Vermögensmässige Beteiligung der Anleger-/Minderheitsaktionäre 
(Recht auf Dividende)

	10.5.7	Verhältnis zwischen den Aktionären im KMU
	10.5.7.1	Initiative durch Verwaltungsrat
	10.5.7.2	Kommunikation innerhalb der Eigner/Familie
	10.5.7.3	Ausarbeitung einer Eignerstrategie
	10.5.7.4	Inhalt der Eigner-/Familienstrategie
	10.5.7.6	Verkaufsmöglichkeit für Anleger/Minderheitsaktionäre

	10.5.8	Vermeidung von Interessenkonflikten
	10.5.9	Corporate Governance im KMU und übrige Stakeholder
	10.5.9.1	Beziehung zu den Banken
	10.5.9.2	Lieferanten und andere Stakeholder
	10.5.9.3	Bei Eigentumsübertragung und Nachfolgeregelung


	10.6	Eignerstrategie bei öffentlichen Unternehmen
	10.6.1	Rolle des Staates als Eigner
	10.6.2	Rechte und Pflichten der Eigner
	10.6.3	Grundlagen und Zweck der Eignerstrategie
	10.6.4	Eignerziele in öffentlichen Unternehmen
	10.6.5	Erarbeitung der Eignerstrategie
	10.6.5.1	Vorbereitungsarbeiten
	10.6.5.2	Durchführung
	10.6.5.3	Information zur Erarbeitung
	10.6.5.4	Inhalte einer Eignerstrategie
	10.6.5.5	Abschluss einer Eignerstrategie
	10.6.5.6	Empfehlungen zur Erarbeitung von Eignerstrategien


	10.7	Nachhaltigkeit und Corporate Social Responsibility (CSR)
	10.7.1	Einleitung
	10.7.2	Konzept der langfristigen und nachhaltigen Ausrichtung
	10.7.2.1	Begriff
	10.7.2.2	Grundlagen

	10.7.3	Corporate Social Responsibility (CSR)
	10.7.4	Gründe für Corporate Social Responsibility
	a)	Der normative Ansatz
	b)	Der ökonomisch motivierte Ansatz


	10.7.5	Umsetzung von Corporate Social Responsibility
	10.7.6	Kommunikation und Berichterstattung über Nachhaltigkeit (CSR)
	10.7.6.1	Bedeutung
	10.7.6.2	Standards der Nachhaltigkeitsberichterstattung
	10.7.6.3	Nachhaltigkeitsberichterstattung in der Schweiz
	10.7.6.4	Opting in von SIX-kotierten Unternehmen
	10.7.6.5	Verbindliche Offenlegung gem. EU Richtlinie

	10.7.7 	Leitplanken für Nachhaltigkeits-/CSR-Anwendung durch den Verwaltungsrat

	10.8	Bedeutung ethischen Verhaltens




